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1. Zusammenfassung 

Aufgrund der zunehmenden Popularität und 
Verbreitung des Konzeptes der 2000-Watt-
Geselllschaft untersucht diese Arbeit was die 
Zielsetzung ausmacht, welche Auswirkung sie 
auf verschiedene Lebensbereiche hat und 
welche Aufgaben für die Raumplanung anfallen 
im Rahmen dieser Zielsetzung. 

Die Literaturanalyse zeigt, dass einzig im Bereich 
der Gebäudetechnik ausreichend Informationen 
und Untersuchungen zur Umsetzung des 
Konzeptes vorhanden sind. 

Für die Weiterbearbeitung wird eine Auswahl 
von Kriterien getroffen, auf einer erweiterten 
Basis der Kriterien, welche die Novatlantis 
Fachstelle definiert hat. Die zur 
Weiterbearbeitung ausgewählten Kriterien sind: 

• Mobilität 
• Wohnen und Arbeiten 
• Bauweise und Bautypologie 
• Konsum 
• Nutzung und Verhalten 

Die konzeptionelle Untersuchung zeigt, dass in 
jedem Bereich die Nutzung und das Verhalten 

ausschlaggebend sind, für eine erfolgreiche 
Reduktion des Energieverbrauchs.  

Um die Zielsetzung wirklich erfolgreich zu 
implementieren müsste höchstwahrscheinlich 
auch über regulative Massnahmen nachgedacht 
werden, diese werden aber mit Sicherheit als eine 
starke Freiheitseinschränkung empfunden 
werden und würden daher auf Widerstand 
stossen. Somit bleibt es fraglich ob das Ziel je 
durch rein freiwillige Änderungen erreicht 
werden kann. 

Im gestalterischen Bereich gibt es für Architekten 
und Planer viel Spielraum, besonders in 
Wettbewerbsverfahren, mehr auf eine 
Funktionstrennung einzugehen um sich so die 
Skaleneffekte zu nutzen zu machen und den 
persönlichen Wohnflächenanteil zu senken. 

Für die Raumplanung ist es von besonderer 
Wichtigkeit vermehrt über eine angebrachte 
Siedlungsstruktur zu diskutieren, eventuelle 
Reformen in der Zonenplaneinteilung wären 
eigentlich nötig, stellen aber ein sehr 
kompliziertes Verfahren dar. Daher bieten 

kommunale Leitbilder eine bessere Möglichkeit 
die Verdichtungs- aber auch die 
Rückbildungspotentiale aufzuzeigen, um eine 
energieeffizientere Siedlungsstruktur zu 
erhalten.  

Die Abstimmung von Siedlung und Verkehr ist 
von zentraler Bedeutung, muss aber landesweit 
umgesetzt werden. Zudem ist der volle Nutzen 
eher unsicher, da die mittleren Tagesdistanzen 
immer noch zunehmend sind. 

Vorschriften im Bereich einer minimalen 
Ausnützungsziffer oder Geschossigkeit in den 
kommunalen Baureglementen wären denkbar, 
machen aber nur begrenzt Sinn und müssten 
auf jeden Fall auf die lokalen Verhältnisse 
abgestimmt sein.  

Aufgrund der Umsetzungsschwierigkeiten in 
allen Bereichen und des stark restriktiven 
Charakters der 2000-Watt-Zielsetzung, ist das 
Konzept als Legislaturziel eventuell zu 
überdenken, in dem man sich vorwiegend auf 
eine Emissionsreduktion konzentriert. 
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2. Ausgangslage 

2.1 Einführung 

Angesichts globaler Probleme wie dem 
Klimawandel und einer steigenden 
Weltbevölkerung, mit einem zunehmenden 
Energieverbrauch, sowie der Frage nach der 
begrenzten Verfügbarkeit natürlicher 
Rohstoffe und Ressourcen, gibt es eine 
steigende Nachfrage nach alternativen 
Lösungen, zu der derzeit hauptsächlich 
fossilen Abdeckung des globalen 
Energieverbrauchs. 

Die zunehmend weite Verbreitung 
erneuerbarer Energien (wie beispielsweise 
der Photovoltaik zur Stromproduktion) 
kommt diesen zusehends auch politisch 
verankerten Forderungen nach. Dies auch 
angesichts der zunehmenden Skepsis 
gegenüber der Atomkraft, welche sich durch 
Unfälle wie letztens in Japan im März 2011 
(Spiegel, 2011) noch weiter manifestiert hat.  

Die vorliegende Arbeit wird jedoch das 
Thema der Energieversorgung weitgehend 
ausser Acht lassen und sich mit dem Ansatz 

der ETH Zürich, der 2000-Watt-Gesellschaft, 
befassen. Dieser Ansatz plädiert, dass der 
Energieverbrauch der Schweiz dem globalen 
Durchschnitt angepasst werden sollte. Dies 
bezieht sich konkret auf den 
Energieverbrauch des Individuums. Der pro 
Kopf Energieverbrauch soll somit 2000 Watt  
Dauerleistung betragen, oder anders gesagt 
17500 kWh pro Kopf und pro Jahr.  Da Watt 
eine Leistungsangabe und nicht eine 
Energieeinheit ist, kann diese Angabe oft 
verwirrend erscheinen. Die 2000-Watt-
Gesellschaft sagt konkret aus, dass wir im 
Schnitt jede Stunde 2kWh Energie zur 
Verfügung haben. Für einen ganzen Tag 
beträgt die Energie somit 48 kWh. 
Beispielsweise hat ein Staubsauger eine 
durchschnittliche Leistung von 1500 Watt.  
Bei einer halben Stunde staubsaugen 
kommt man somit auf  750 Wh oder 0.75kWh 
(1500W • 0,5 h). Heute beanspruchen wir in 
der Schweiz hingegen nahezu 6kWh pro 
Stunde. Sollte man also die Ziele der 2000-
Watt-Gesellschaft erreichen wollen, erfordert 

dies eine Reduktion von gut zwei dritteln, 
der momentane Energieverbrauch 
entspricht in etwa 6000 Watt pro Kopf (55’000 
kWh pro Jahr).  

Um sich eine konkrete Vorstellung machen 
zu können, wie viel Energie einige unserer 
alltäglichen Aktionen verbrauchen, werden 
hier einige Beispiele vorgebracht. Jedes 
Bespiel entspricht 48 kWh also genau der 
gesamten Energieverbrauchsmenge die wir 
in der 2000-Watt-Gesellschaft zur Verfügung 
hätten. Mit 2000 Watt könnte man zum 
Beispiel:  

• 2 Stunden warm duschen 
oder 

• 3840 Tassen Espresso machen 
oder 

• 50 Waschmaschinen laufen lassen 
oder 

• 64 km Auto fahren (7,5l/100km) also 
in etwa die Strecke Bern-Thun-Bern. 

(Quelle: Novatlantis, 2009).  
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Man muss sich unbedingt vor Augen 
führen, dass die oben aufgeführten Beispiel 
den gesamten Tagesbedarf abdecken 
würden, dass heisst, sollte man 2 Stunden 
lang warm duschen wollen, so dürfte man 
theoretisch nicht mehr in beheizten Räumen 
mehr wohnen und auch nichts mehr essen, 
da dies den Energieverbrauch übersteigen 
würde. Was hier deutlich wird, ist der hohe 
Einfluss der Mobilität und des 
Verkehrsaufkommens auf den 

Energieverbrauch. Viele der heutigen 
Pendler zwischen Bern und Zürich oder 
Luzern und Zürich würden ihre Zielsetzung 
deutlich übersteigen. 

Ebenfalls angeknüpft an die Zielsetzung der 
2000-Watt-Gesellschaft ist eine 
entsprechende Reduktion der CO2 
Emissionen. So soll bis im Jahr 2050 der pro 
Kopf Energieverbrauch auf eine 
Dauerleistung von 3500 Watt sinken und die 

CO2 Emissionen von ca. 6t auf 3t pro Person 
reduziert werden. Im Jahr 2150 soll dann die 
2000-Watt-Gesellschaft endgültig umgesetzt 
sein. Die Dauerleistung soll dann 2000 Watt 
pro Kopf erreichen und die Emissionen auf 1t 
CO2 pro Person und pro Jahr minimiert 
werden (Stadt Zürich, 2010 (2)). 

2.2 Politische Stossrichtung 

Im Jahr 2008 hat die Stadt Zürich sich die 
2000-Watt-Gesellschaft mittels 
Volksabstimmung als Legislaturziel gesetzt 
und diese „in ihrer Gemeindeordnung 
verankert“. Die Befürwortung von 76% in der 
Volksabstimmung ist recht deutlich (Stadt 
Zürich, 2010 (1)). Mit dem zunehmenden 
Bewusstsein der Umweltproblematiken in 
der Bevölkerung und der Politik hat jetzt 
auch die Stadt Zug (am 15. Mai 2011) mittels 
Initiative die 2000-Watt-Gesellschaft als 
Zielsetzung angenommen (Stadt Zug, 
2011). Ebenso wurde in der Stadt Luzern am 
27. November 2011 eine Volksabstimmung 
dazu durchgeführt (Schmid, 2011), welche 
ebenfalls angenommen wurde (Stadt 
Luzern, 2011). 

Mittlerweile zeigt sich auch, dass die Ansätze 
der 2000-Watt-Gesellschaft auch national 
verfolgt werden. Das neue Raumkonzept 
Schweiz, welches sich zur Zeit noch in der 
Vernehmlassung befindet, erwähnt 
spezifisch mit dem Ziel die natürlichen 
Ressourcen zu schonen, dass „auf lange 
Sicht die Ziele einer 2000-Watt-Gesellschaft“ 
zu erreichen sind um „eine effiziente 
Energienutzung zu schaffen“ 
(Schweizerische Eidgenossenschaft et al; 
2011). Obwohl das Raumkonzept Schweiz 
nicht verbindlich sein wird, deutet dies doch 
auf eine neue Stossrichtung hin. Somit sind 
konkrete Untersuchungen zu einer 
Umsetzung nötig. 

Der Ansatz der 2000-Watt-Gesellschaft ist 
insofern innovativ als dass er versucht eine 
ganzheitliche Betrachtung auf Ebene des 
Individuums herzustellen. Zum heutigen 
Zeitpunkt wurde dieser Ansatz jedoch 
hauptsächlich auf gebäudetechnischem 
Niveau umgesetzt, primär durch eine 
Verbesserung im Bereich der Bautechnik. 
Diese Entwicklung ist durchaus 
gerechtfertigt, da ca. 40% des 
Gesamtenergieverbrauchs auf Gebäude 
und ihre Betriebsenergie fallen (Knüsel, 
2009), und somit ein grosser Beitrag in 
diesem Sektor geleistet werden kann. Diese 
Arbeit wird jedoch diesen Aspekt gezielt 
auslassen, da in diesem Bereich bereits sehr 
viel geforscht wird und dies den Rahmen 
dieser Arbeit übersteigen würde. 
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2.3 Ziele der Arbeit 

Das Ziel ist es zu untersuchen wie mögliche 
Einsparungen in den restlichen 60% des 
Gesamtenergieverbrauchs gemacht werden 
können. Insbesondere wird untersucht 
werden, welche Aspekte möglicherweise 
durch raumplanerische Instrumente 
gesteuert werden könnten. Es ist aber auch 
nötig gezielt zu erwähnen, wo der öffentliche 
Bereich keine Einflussmöglichkeiten hat und 
wo eher innovative Ansätze benötigt 
werden, die von den heutigen Paradigmen 
abweichen.  

In einem konzeptionellen Teil werden 
verschieden Einflussfaktoren, welche für die 
Arbeit als relevant betrachtet werden, 
theoretisch abgehandelt. Es wird aufgezeigt 
wo Problematiken und 
Verbesserungspotential vorhanden sind 
und welche Möglichkeiten es im Umgang 
mit diesen gibt.  

In einem praktischen Teil, wird dann mittels 
dem Beispiel der Gebietsentwicklung 
Eschenbüel in Uster (welches sich auf die 
Kompatibilität mit der 2000-Watt-Gesellschaft 
beruft) untersucht, wo 
Verbesserungspotential vorhanden ist. 

Beziehungsweise, welche Aspekte nicht 
genügend bedacht wurden. 

Anschliessend werden anhand der 
gewonnenen Erkenntnisse Empfehlungen 
für die Raumplanung abgegeben. Diese 
werden versuchen eine konkretere 
Umsetzung der Ziele der 2000-Watt-
Gesellschaft auf kommunaler Ebene zu 
ermöglichen.  
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3. Analyse 

3.1 Aktuelle Situation, Literaturauswertung 

Die vorhandene Literatur kommt weitgehend 
aus dem Novatlantis Forschungsprojekt der ETH 
Zürich. Jedoch wurde auch versucht die 
Literaturquellen so weit wie möglich zu 
diversifizieren. Insbesondere wurden auch die 
Ziele der Stadt Zürich genauer analysiert. 

In ihrer Broschüre „Unterwegs zur 2000-Watt-
Gesellschaft – Wie Zürich zu einem nachhaltigen 
Umgang mit Energie kommt“ schreibt die Stadt 
Zürich, dass sich mit 2000 Watt „der heutige 
materielle Lebensstandard der Schweiz 
aufrechterhalten“ liesse, wenn „die Energie 
besser eingesetzt würde“ (Stadt Zürich, 2011).  

Dieser Gedanke entspringt der Theorie des 
brasilianischen Wissenschaftlers José 
Goldemberg, der berechnete wie viel Energie 
nötig ist, um ein „gutes Leben“ zu führen. Seine 
Feststellung im Jahr 1985 war, dass oberhalb 
einer Schwelle von 1000 Watt pro Person ein 
erhöhter Energieverbrauch „keine höhere 
Lebensqualität“ mehr bringt. Dieser Ansatz 
wurde in den 1990er Jahren, von Forschern der 

ETH Zürich, aufgegriffen. Sie erhöhten die 
Vorgabe von 1000 auf 2000 Watt um sie „den 
hiesigen Verhältnissen anzupassen“. Laut ihren 
Berechnungen liesse sich damit „unser 
gegenwärtiger Lebensstandard 
aufrechterhalten“. Diese Marke entsprach 
damals auch dem „globalen 
Durchschnittsverbrauch“ der sich heute 
inzwischen auf „2300 Watt“ beläuft (ibid, 2011).  

Ein weiterer Hintergrundgedanke ist die Idee der 
„Suffizienz“ und der Gedanke, dass „mehr 
Energie zu verbrauchen [...] nicht glücklicher“ 
macht (ibid, 2011). Dieser Gedanke ist sicherlich 
gerechtfertigt, jedoch muss man sich genau vor 
Augen führen, wie man die Erhaltung der 
Lebensqualität definiert. Die Broschüre zeigt auf, 
wie der Wohnflächenanspruch pro Person in der 
Schweiz in den letzen Jahrzehnten angestiegen 
ist (Abbildung 1).  

 

Abbildung 1: Wohnflächenverbrauch pro Person in 
der Schweiz 1955 und 2005 (Stadt Zürich, 2011). 

Dies zeigt eine deutliche Zunahme der 
„materiellen Ansprüche“ (ibid, 2011) in den 
letzten 50 Jahren.  

Erst kürzlich wurde jedoch bekannt, dass dieser 
Trend in den letzten Jahren stagniert ist 
(Hasenmaile, 2011). Dies ist jedoch erst seit 2006 
der Fall und kann daher noch nicht als 
längerfristiger Trend betrachtet werden. Es ist 
möglich, dass dies bedingt durch den starken 
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Preisanstieg im Immobiliensektor oder auch den 
erhöhten Bemühungen dichter zu Bauen 
zuzuschreiben ist (ibid, 2011).  

 

Abbildung 2: Wohnflächenbedarf von 1919-2009 
(Eigene Darstellung nach Hasenmaile, 2011). 

Dennoch ist es wichtig, diese Entwicklung in 
Zukunft weiter zu verfolgen, da sie gerade im 
energetischen Bereich ein erhebliches 
Einsparungspotential birgt. Weiter zu beachten 
ist auch, dass dies nur für 1 bis 3 Zimmer 
Wohnungen zutrifft und möglicherweise auch 
durch einen erhöhten Anteil an Zweit- und 
Ferienwohnungen bedingt ist (ibid, 2011). 
Momentan ist also noch davon auszugehen, 

dass die verfügbare Wohnfläche eine wichtige 
Rolle bei der Auswahl des Wohnraums spielt. 

Während eine Reduktion der Wohnflächen nicht 
immer zwingend eine Reduktion der 
Lebensqualität darstellt, würde dies in der 
breiten Öffentlichkeit betrachtet, sicherlich 
anders bewertet.  

So verhält es sich auch mit vielen weiteren 
Ansatzpunkten der 2000-Watt-Gesellschaft. Wie 
die Broschüre „Leichter Leben. Auf dem Weg zu 
einer nachhaltigen Energiezukunft – am Beispiel 
der 2000-Watt-Gesellschaft“ aufzeigt, handelt es 
sich eindeutig um den Persönlichen 
Energiebedarf, welcher zu reduzieren ist 
(Novatlantis et al; 2010). Somit entfällt ein 
grossteil der Verantwortung für die erfolgreiche 
Umsetzung der 2000-Watt-Gesellschaft auf das 
Verhalten jedes Einzelnen.  

Dementsprechend werden von der ETH fünf 
Ansatzbereiche definiert: Wohnen, Mobilität, 
Ernährung, Konsum und Infrastruktur. 
(Abbildung 3).  
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Abbildung 3: Persönlicher Energiebedarf: von 6500 Watt runter auf 2000 Watt. (Novatlantis et al.; 2010). 
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Linkerhand sieht man auch die etwaigen Anteile 
der einzelnen Bereiche am heutigen 
Gesamtenergieverbrauch. Der Sektor „Wohnen“ 
nimmt hierbei einen Anteil von rund 28% ein, 
eine ähnliche Gewichtung ist auch in den 
Bereichen „Mobilität“ (mit 26%) und 
„Infrastruktur“ (mit etwa 23%) zu beobachten. 
Die Bereiche „Ernährung“ und „Konsum“ sind 
jeweils mit rund 11% vertreten. Die Diskrepanz 
zwischen den zu Beginn genannten 40% des 
Gesamtenergieverbrauchs, die auf den 
Gebäudebestand fallen und den hier 
veranschlagten 30%, ergeben sich 
höchstwahrscheinlich aus einer differenzierten 
Zuordnung. Es ist zu vermuten, dass ein Teil der 
Betriebsenergie der Gebäude in diesem Fall dem 
Bereich „Infrastruktur“ zugeschrieben wird. Somit 
wird hier bereits deutlich, dass eines der 
fundamentalen Probleme in der anteilsmässigen 
Gesamtenergieverbrauchsmessung in der 
Zuordnung liegt. Eine Kategorisierung ist 
durchaus sinnvoll um die grössten 
Einsparungspotentiale zu definieren, jedoch 
ändern sich diese erheblich mit der Auswahl der 
Kriterien. 

Anschliessend an die Anteilsrechnung 
beschreibt Novatlantis für jeden dieser fünf 
Ansatzbereiche die aktuelle Lage und es werden 

mögliche Handlungsoptionen definiert. Die 
Gewichtungen der jeweiligen Anteile ändern sich 
nicht erheblich mit der Zielsetzung. Interessant 
ist vor allem, dass der Bereich „Infrastruktur“ in 
der Zukunft  den weitaus grössten Anteil mit 
rund 27% des Gesamtenergieverbrauchs 
erhalten soll. Ein leichter Anstieg (gegenüber 
dem heutigen Anteil) ist auch für die Bereiche 
„Ernährung“ und „Konsum“ vorgesehen, 
während bei der „Mobilität“ und dem „Wohnen“ 
eine Reduktion angestrebt wird. 

Noch aufschlussreicher als die Anteilsverteilung 
ist jedoch die prozentual vorgesehene Reduktion 
in jedem der Bereiche. Im Bereich „Wohnen“ sind 
Einsparungen von rund 20% vorgesehen. Die 
„Mobilität“ erfordert mit einer Reduktion von 19% 
ebenfalls eine sehr starke Änderung der 
heutigen Verhältnisse. An dritter Stelle steht der 
Bereich „Infrastruktur“, dort sind Einsparungen 
von rund 14% vorgesehen. Die niedrigsten 
erforderlichen Reduktionen mit jeweils 8% sind in 
den Bereichen „Ernährung“ und „Konsum“ 
vorgesehen. Insgesamt ergibt dies dann eine 
Reduktion von 69% des heutigen 
Gesamtenergiebedarfs. Wie sich unschwer 
erkennen lässt, erfordert solch eine Reduktion 
massgebliche Änderungen, die erhebliche 
Schwierigkeiten mit sich bringen können. 

Im Bereich „Wohnen“ ist eine der 
Hauptschwierigkeiten der heutige 
Gebäudebestand, da dieser bei weitem nicht so 
effizient ist, wie es die heutige Bautechnik 
erlauben würde. Die jährliche Erneuerungsrate 
ist derzeit mit einem Prozent (Eidgenössische 
Materialprüfungs- und Forschungsanstalt, 2008) 
sehr niedrig, somit ist die Hauptschwierigkeit der 
Umgang mit bestehenden Bauten. Oftmals ist es 
energetisch viel wirksamer, wenn man Altbauten 
nicht saniert, sondern komplett durch einen 
Neubau ersetzt. (Hardegger, n.d.). Dies ist auch 
zugleich die einfachste Methode um eine 
nachträgliche Verdichtung zu erreichen. Jedoch 
können wir, aus den verschiedensten Gründen, 
nicht einfach davon ausgehen, dass man den 
gesamten Gebäudebestand erneuern kann. 
Allein schon aus der Annahme, dass man 
weiterhin Fortschritte in diesem Bereich machen 
wird und somit nach kurzer Zeit bereits wieder 
eine Kompletterneuerung nötig wäre. Daher ist 
es fundamental, dass man sich weiter auf den 
Bereich der Sanierung konzentriert und 
möglichst sogenannte „Pinselrenovationen“ 
vermeidet.  

Im Bereich der Mobilität stehen wir vor einem 
fundamentalen Trend der zunehmenden 
Distanzen (Abbildung 4). 
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Abbildung 4: Steigende Tagesdistanzen (Eigene 
Darstellung nach BFS, ARE- Mikrozensus, 2005).  

 Entsprechend der Theorie von Adams bewegen 
wir uns in die Hypermobilität (Adams, 2006), das 
heisst in eine Gesellschaft in der wir noch weitere 
tägliche Distanzen zurücklegen werden, 
aufgrund des immer besser ausgebauten 
Transportsystems. Oftmals wird aber auch 
fälschlicherweise davon ausgegangen, dass der 
öffentliche Verkehr und der Langsamverkehr die 
einzig umweltverträglichen Alternativen 
darstellen. Dies muss aber nicht zwingend der 
Fall sein. Gerade beim motorisierten 
Individualverkehr gibt es grosses 
Einsparungspotential. So ist der 
Energieverbrauch eines 3-Liter Personenwagens 
geringer als bei einem Regionalzug (Abbildung 

5). Dies resultiert aus dem hohen Energiebedarf, 
der für die Infrastruktur beim öffentlichen 
Verkehr (ÖV) anfällt. 

 

Abbildung 5: Endenergieverbrauch MIV und ÖV 
(Eigene Darstellung nach Kanton Zürich, n.d.). 

Im Bezug auf die Bereiche Ernährung und 
Konsum ist sicherlich sehr viel Aufklärungsarbeit 
gefragt, da sich diese auch wieder auf 
persönliche Entscheidungen beziehen, daher 
wird es schwierig diese Bereiche ausserhalb des 
Voluntarismus anzugehen. 

Die Infrastruktur ist in der Schweiz bereits sehr 
stark ausgebaut und die politischen Tendenzen 
sind ebenfalls eher dem weiteren Ausbau 
verpflichtet, unter dem Aspekt der 

gleichmässigen Entwicklung in der gesamten 
Schweiz (Schweizerische Eidgenossenschaft et al; 
2011). Wie Abbildung 5 zeigt ist dies ein Bereich 
in dem sich nur schwer Einsparungen machen 
lassen. Ein signifikanter Unterschied liesse sich 
wohl nur mit erheblich erhöhter 
Technologieeffizienz, zum Beispiel im Bereich des 
Wirkungsgrades, erzielen. Jedoch sollte man die 
Infrastrukturverteilung weiterhin bedenken, da 
dieser Bereich neben dem „Wohnen“ und der 
„Mobilität“ am signifikantesten ist. Diese Arbeit 
wird dies jedoch nicht tun, da dies den 
fachlichen Rahmen der Arbeit übersteigt. 

Die Stadt Zürich scheint ihre Überlegungen auf 
die Stadt als physischen Raum zu konzentrieren. 
Sicherlich muss man sich fragen wie das Ziel der 
2000-Watt-Gesellschaft auf der Stadtebene 
umgesetzt werden kann, jedoch ist es im Grunde 
genommen nicht ein Stadt Ziel, sondern ein Ziel 
der Einwohner der Stadt. Die explizite Betonung 
dessen erfolgt aufgrund von den Fragen, die 
sich die Stadt selbst stellt, wie beispielsweise ob 
der Energieverbrauch der Zürcherinnen und 
Zürcher ausserhalb des Stadtgebiets auch in das 
Ziel hineinzählt (Stadt Zürich, 2011, S. 11). Führt 
man sich hingegen vor Augen, dass das Ziel auf 
die Ebene des Individuums bezogen ist, erübrigt 
sich diese Frage. Wie dies zu quantifizieren und 
zu messen ist, ist offensichtlich eine sehr 
schwierige Frage. So lässt sich hier bereits 
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feststellen, dass zur Umsetzung der 2000-Watt-
Gesellschaft neue Methoden nötig sind, die 
wahrscheinlich aus der heutigen politischen 
Sichtweise nicht umsetzbar sind, da sie zu sehr in 
die persönliche Entscheidungsfreiheit eingreifen.  

Betrachtet man nun die Bereiche, welche die 
Novatlantis definiert, wird klar, dass es auf der 
Stadtebene schwierig wird, das gesamte 
Spektrum abzudecken. Wie sich aus der 
betrachteten Literatur zeigt, ist es für die Stadt 
Zürich am einfachsten im Bereich Wohnen erste 
Etappenziele zu setzen. So hat man 

beispielsweise „Sieben Meilenschritte für umwelt- 
und energiegerechtes Bauen“ definiert, mit 
jeweiligen weitergehenden Vorgaben, die bei 
Erneuerungen und Neubauten als Richtlinie für 
städtische Bauvorhaben dienen (Stadt Zürich, 
2011, S. 12). 

3.2 Wichtigste Erkenntnisse aus der Literatur 

Die Literaturanalyse hat gezeigt, dass die 
wichtigsten Denkanstösse bereits vorhanden 
sind. Bébié und Gessler von der Stadt Zürich 
beschreiben bereits sehr deutlich, dass 
Veränderungen auf der persönlichen Ebene 
nötig sind und dass es Aufholungsbedarf im 
Bereich der gesamtheitlichen Planung gibt. Sie 
plädieren dafür, dass eine Umsetzung in 
räumlichen Entwicklungsstrategien wichtig wäre 
(Stadt Zürich, 2011). Konkret hiesse dies 
eigentlich, dass eine verstärkte Kollaboration 
zwischen den verschiedenen Berufsgruppen 
nötig ist, um eine solche ganzheitliche Planung 
zu ermöglichen.  

Für die Raumplanung hiesse dies auch verstärkt 
die räumlichen Entwicklungsstrategien in die 
grundeigentümerverbindliche 
Nutzungsplanung mit einfliessen zu lassen. Nur 
so kann eine erfolgreiche Umsetzung garantiert 
werden. Diese Schlussfolgerung entspringt der 
Tatsache, dass bereits viele 

Entwicklungsstrategien mit der richtigen 
Stossrichtung vorhanden sind, diese aber noch 
keinen oder nur einen minimalen Einfluss auf die 
eigentliche Nutzungsplanung genommen 
haben. Begründet wird dies in erster Linie durch 
rechtliche Schwierigkeiten, die es erschweren, die 
heutige Nutzungsplanung grundlegend zu 
ändern. Für eine gelungene Umsetzung der 
2000-Watt-Gesellschaft muss man sich dieser 
Tatsache bewusst werden. 

Dies zeigt klar, dass es auch Spielraum für die 
Raumplanung gibt und dies auf 
verschiedensten Ebenen von nationalen 
Strategien bis hin zur Quartierplanung. Es ist 
anzunehmen, dass Anstrengungen auf diesem 
Bereich eher in kleineren energetischen 
Einsparungen resultieren werden, jedoch sind 
sie fundamental wenn es um die Vereinigung 
verschiedener Aspekte geht, wie beispielsweise 
der Abstimmung von Siedlung und Verkehr. Des 
Weiteren sind sie ein wichtiges Fundament zur 

Umsetzung der strategischen Stossrichtungen. 
Somit ist es von Bedeutung, diesen Bereich weiter 
zu untersuchen. 

Ein weiterer wichtiger Punkt, der sich aus der 
Literaturanalyse ergibt ist, dass sich im Bereich 
der Gebäudetechnik schon sehr viel tut. Es ist 
zwar momentan noch schwierig die Effektivität 
einzelner Ansätze hinreichend zu vergleichen, 
aber die Instrumente sind bereits vorhanden 
und werden auch weiterentwickelt. So gibt es 
heute bereits den SIA Effizienzpfad Energie, 
sowie auch ein Entwurf zum Nachhaltigen 
Planen und Bauen (Empfehlung SIA 111/1).  

Ein grösseres Defizit im Bereich der heutigen 
Literatur besteht in einer konkreten 
Visualisierung des Konzeptes. Das heisst, obwohl 
es Zielwerte gibt und auch grobe Ansätze zur 
Umsetzung, wurde noch nicht bestimmt welche 
Effektivität diese in etwa haben werden und 
welche Massnahmen das grösste 
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Wirkungspotential haben. Am Ehesten wurde 
dies im Bereich der Gebäudesanierung und -
erneuerung getan. Besonders für den Bereich 
Infrastruktur scheint man sich sehr stark auf 
technologische Verbesserungen zu verlassen, 
welche mit Sicherheit eine Rolle spielen werden, 
da sie aber einen unbekannten Faktor darstellen 
ist es risikoreich eine Kalkulation zu machen.  

Ebenso ist weitgehend noch unklar, wie die 
berufspraktizierenden in den einzelnen 
Themenfeldern, diese Vision genau umsetzen 
sollen. Es gibt noch keine grundsätzlichen 
Instrumente, das Methodikpapier der Stadt 
Zürich entspricht dem am ehesten, ist aber 
immer noch auf einer relativ abstrakten Ebene 
und konzentriert sich auf den Ist-Zustand. 

Zusammenfassend sind die wichtigsten 
Erkenntnisse aus der Literatur also, dass:  

- im Bereich der persönlichen Ebene 
die einzige Umsetzungsstrategie 
auf Aufklärungsarbeit und 
Promotion basiert und das dies 
nicht ausreichen wird, sofern nicht 
ein starker Wandel stattfindet. 

- es Spielraum für die Raumplanung 
gibt, einerseits im Bereich der 
räumlichen 
Entwicklungsstrategien... 

- ..., dass dieser andererseits aber 
auch eingeschränkt wird, durch die 
limitierte Übertragbarkeit auf die 
grundeigentümerverbindliche 
Nutzungsplanung. 

- die Gebäudetechnik schon 
erhebliche Fortschritte gemacht hat 
und in diesem Feld auch 
ausreichend über die 
Umsetzungsmöglichkeiten 
geforscht wird. 

- eine wirklich konkrete 
Visualisierung des angestrebten 
Lebensstils in der 2000-Watt-
Gesellschaft noch nicht 
vorgenommen wurde. 

- es auch an klaren Richtlinien zur 
Umsetzung dieser Vision fehlt. 

3.3 Weitere Erkenntnisse 

In der heutigen Zeit stellt die 2000-Watt-
Gesellschaft eine gesellschaftspolitische Aufgabe 
dar. Die Tatsache, dass wir heute viele Dinge als 
Recht oder Freiheit begreifen, ist dabei ein 
essentieller Faktor. So gehen wir heute 
beispielsweise davon aus, dass es unser Recht ist 
die Ferien an einem Ort zu verbringen, der 
mehrere tausend Kilometer von unserem 
Zuhause entfernt ist. Etwas anderes zu 
behaupten, würde als Eingriff in die persönliche 
Freiheit erachtet. Ebenso steht es einem in 

unserem Paradigmensystem frei zu wählen, auf 
wieviel Wohnraum wir leben möchten und wie 
stark wir ihn heizen oder kühlen möchten 
(solange dies im finanziellen Rahmen möglich 
ist). Natürlich soll dies nicht heissen, dass einzig 
durch Beschränkungen und Verbote eine 
Verbesserung erreicht werden kann, es zeigt 
jedoch, dass ein wachsender Wohlstand, wie er in 
den letzten Jahrzehnten zu beobachten war 
(EDI, BFS; 2007), eine mehr oder weniger direkte 
Verbindung zum Energieverbrauch darstellt. 

Diese beiden Elemente voneinander 
abzukoppeln, wird schwierig sein. 

Ein weiteres Hindernis zu einer erfolgreichen 
Umsetzung der 2000-Watt-Gesellschaft stellt das 
heutige Wirtschaftssystem dar. Oftmals ist nur 
durch die zunehmende Knappheit einer 
Ressource eine Wertsteigerung möglich, eine 
hohe Konsumationsrate ist also eine 
Grundvoraussetzung. Dies stellt insofern eine 
Schwierigkeit dar, als dass die 2000-Watt-
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Gesellschaft bedingt, dass der Konsum reduziert 
wird (siehe Abbildung 3) und dies nicht dem 
westlichen Wirtschaftsmodell entspricht, welches 
Wachstum, angekurbelt durch Konsum, in den 
Vordergrund stellt. Ob dies das eigentliche 
Problem darstellt, ist nicht Teil dieser Arbeit, 
jedoch betrifft es sicherlich die Umsetzung der 
momentanen politischen Visionen. Im Diskurs am 
Ende dieser Arbeit widmen wir uns nochmals der 
Frage, ob der Ansatz der 2000-Watt-Gesellschaft 
wirklich dem entspricht, was Zürich zu erreichen 
hofft, oder ob nicht eventuell andere Ansätze 
überdacht werden müssten. 
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4. Konzeptionelle Ebene 

4.1 Weiter zu untersuchende Themen 

Im Folgenden sollen einige der wichtigsten 
Themen aus der Literaturanalyse weiter 
untersucht werden. Dies erfolgt mittels einer 
konzeptionellen Untersuchung. Die einzelnen 
Themenbereiche werden in verschiedenen 
Varianten theoretisch durchdacht. Dies bildet 
das Fundament, für eine Analyse dieser Bereiche 
anhand von einem Beispiel im nächsten Kapitel. 

Die grundlegende Hypothese für diese 
Untersuchung ist, dass durch eine bessere 
Siedlungsplanung eine günstigere 
Siedlungsstruktur geschaffen werden kann, 
welche sowohl den Flächenverbrauch verringert 
und somit das zentrale raumplanerische Ziel der 
haushälterischen Bodennutzung ermöglicht, als 
auch den Energieverbrauch verringert und den 
Mobilitätsbedarf reduzieren kann. 

Zur weiteren Betrachtung wurden somit die 
Themenbereiche Mobilität, Wohnen und 
Arbeiten, Bauweise und Bautypologie, Nutzung 
und Verhalten, sowie Konsum ausgewählt.  

Die Auswahl erfolgte auf Basis der Kriterien der 
Novatlantis. Der Bereich „Wohnen“ umfasst 
bereits in der Definition der Novatlatis auch 
Bürogebäude, die Begrifflichkeit wurde lediglich 
geändert, um diesen Sachverhalt zu 
verdeutlichen. Der Bereich „Infrastruktur“ wird 
dabei bewusst wegelassen, da die nötigen 
Fachkenntnisse nicht vorhanden sind. Die 
Bereiche „Ernährung“ und „Konsum“ wurden 
durch „Nutzung und Verhalten“ und „Konsum“ 
substituiert, um eine bessere theoretische 
Diskussion zu ermöglichen. 

 Grundsätzlich ist alles eine Frage der 
Systemgrenze. Das Kriterium Bauweise und 
Bautypologie wurde spezifisch gewählt, um die 
raumplanerischen Anforderungen konkreter 
untersuchen zu können, auch wenn 
Einsparungen in diesem Bereich eher eine 
geringere Auswirkung haben werden.  

Die Themen für die konzeptionelle 
Untersuchung sind allgemein gehalten, um 
durch ein breites Untersuchungsspektrum mehr 
mögliche Ansatzpunkte finden zu können. 

4.2 Mobilität 

Wie die Literaturanalyse bereits gezeigt hat, ist 
die Mobilität eines der dominierenden Themen, 
nicht nur für die Umsetzung der 2000-Watt-

Gesellschaft, sondern auch für die Nachhaltigkeit 
im Allgemeinen.  

Mobilität in der 2000-Watt Vision? 
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Die zentrale Frage um das Thema Mobilität lässt 
sich zusammenfassen als: „Wieviel Mobilität ist 
eigentlich nötig?“. Natürlich gibt es darauf keine 
einfache Antwort. Wie wir zuvor gesehen haben 
strebt die Novatlantis in der 2000-Watt-
Gesellschaft einen Mobilitätsanteil von knapp 
25% an, also ¼ des Gesamtenergiebedarfs. Das 
hiesse konkret 12kWh pro Tag und pro Person 
für die Mobilität.  

Mit der Annahme (wie sie von der Novatlantis 
getroffen wird), dass der Verbrauch von 1 Liter 
Treibstoff 0,1kWh entspricht können wir also 
davon ausgehen, dass wir mit einem Auto 
welches 7,5l/100km verbraucht, gerade einmal 
16km pro Tag zurücklegen können. Man kann 
natürlich argumentieren, dass es inzwischen 
deutlich effizientere Pkws gibt, allerdings ist der 
momentane durchschnittliche 
Treibstoffverbrauch in der Schweiz, bei 
8,8l/100km und somit auch der höchste im 
vergleich mit den EU-15-Ländern (Zweibrücken, 
2011). Dies lässt darauf schliessen, dass durch 
den hohen Wohlstand in der Schweiz grössere 
und damit auch verbrauchsintensivere Pkws 
gekauft werden. Die Statistik des BFS zeigt sogar, 
dass mit zunehmendem Wohlstand auch die 
Anzahl Reisen pro Person deutlich zunimmt (BFS, 
2011).Eine Frage der persönlichen Entscheidung 
welche nur durch politische Massnahmen, wie 
eine maximale Verbrauchsquote für Pkws 

geändert werden könnte, was nicht realistisch 
erscheint.  

Sicherlich ist davon auszugehen, dass sich die 
Technologie bis im Jahr 2050 noch verbessert. 
Geht man jedoch von einem äusserst 
optimistischen Szenario aus, in dem der 
Durchschnittsverbrauch eines Pkws 3l/100km 
beträgt (wie wir gesehen haben erfordert dies 
bereits einen sehr grossen Wandel), so könnte 
man mit den angedachten 12kWh immerhin 40 
km pro Tag und Person zurücklegen. Dies mag 
zunächst realistisch erscheinen, jedoch wird es 
relativiert durch die Tatsache, dass die mittlere 
Tagesdistanz pro Person in der Schweiz im Jahr 
2005 bereits 38,2km betrug (BFS Aktuell, 2011). 
Diese wird zwar nicht nur mit dem Pkw 
zurückgelegt. Eine weitere Problematik ist 
allerdings, dass dieser Wert in den letzten Jahren 
konstant angestiegen ist (ibid, 2011), und der 
Pkw-Besitz hat ebenfalls konstant zugenommen 
(ibid, 2011). Es ist also keine Veränderung 
sichtbar. Zusätzlich ist dieser Wert nur für den 
Personenverkehr gültig, um das Ziel der 2000-
Watt-Gesellschaft zu erreichen müsste jedoch 
auch der Güterverkehr in Betracht gezogen 
werden.  

Entwicklung der Mobilität 

Die heutigen Ansätze in der Raumplanung 
tendieren dazu den Langsamverkehr stark zu 

fördern, sowie gute Anschlüsse an den 
öffentlichen Verkehr (ÖV) zu gewährleisten. 
Diese Logik entspringt sehr stark den 
Erfahrungen, die man mit dem Motorisierten 
Individualverkehr (MIV), in den 1960er Jahren 
und danach, gemacht hat. Damals wurde der 
MIV als die Zukunft der Mobilität gesehen und 
die Infrastrukturen wurden stark ausgebaut um 
die wachsende Nachfrage zu befriedigen. Erst in 
den Jahrzehnten danach, musste man 
feststellen, dass mit erhöhtem Ausbau der 
Infrastrukturen, auch eine höhere Ausnutzung 
entstand. Die blosse Bereitstellung einer 
Infrastruktur, führt oft auch zu mehr Auslastung 
aufgrund des Angebots. 

Eine wachsende Mobilität stellt von sich aus 
eigentlich kein Problem dar, solange sie keine 
erhöhte Belastung für die Umwelt darstellt und 
eine Überlastung des Systems verhindert wird.  

Langsamverkehr (LV) 

Beim Langsamverkehr (LV) können wir 
feststellen, dass eine Zunahme kein weiteres 
Problem darstellt, da weder die Umwelt noch 
sonstige Kapazitäten beeinträchtigt werden. Es 
gibt jedoch durchaus Potential den Veloverkehr 
besser auszubauen und die Konkurrenz mit dem 
motorisierten Verkehr zu reduzieren. Daher ist es 
im Bereich des Langsamverkehrs sehr wichtig, 
die zurückgelegte Strecke so unkompliziert wie 
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möglich zu gestalten. Das heisst besonders bei 
Veloabstellplätzen, ist es von zentraler 
Wichtigkeit, diese so direkt wie möglich beim 
Hauseingang anzulegen, eine Überdachung 
oder ein abschliessbarer Raum sind noch 
zusätzlich von Vorteil. Dies gilt natürlich für 
Arbeitsplätze, genauso wie für Wohnsiedlungen. 

Öffentlicher Verkehr (ÖV) 

Beim öffentlichen Verkehr hingegen gibt es noch 
viele Faktoren, die heute gerne übersehen 
werden, wenn für eine Förderung des ÖV 
plädiert wird. In den Städten ist das ÖV-Netz am 
stärksten ausgebaut und aufgrund der hohen 
Bevölkerungszahlen auch gut ausgelastet. 
Trotzdem erfolgt die Hauptauslastung zu den 
Spitzenstunden, wenn die Leute zur Arbeit 
pendeln, dies führt heute bereits zu 
Überlastungen. Da die Prognosen für die 
nächsten Jahre eine weitere Auslastung zu den 
Spitzenstunden voraussagen, muss die 
Infrastruktur weiter Ausgebaut werden, was 
einen hohen Aufwand bedeutet. Wie wir zuvor in 
Abbildung 5 gesehen haben, ist dies auch 
energetisch nicht besonders vorteilhaft. Zur 
gleichen Zeit sind ausserhalb der 
Spitzenstunden enorme ungenutzte Kapazitäten 
vorhanden.  

Dies soll nicht heissen, dass der MIV dem ÖV 
gegenüber zu bevorzugen ist. Es ist sicherlich 

eindeutig, dass im Gegensatz zum ÖV der MIV 
das Strassenbild viel mehr prägt, aufgrund des 
enormen Platzbedarfs, mit ebenfalls minimaler 
Auslastung. Durch eine Reduktion des MIV auf 
den Strassen, gewinnen diese an Qualität für 
den Menschen und fungieren mehr als 
Lebensraum, im Gegensatz zu reiner 
Verkehrsfläche. Was jedoch überdacht werden 
sollte ist, ob man wirklich so stark für eine 
Verbesserung der ÖV-Systeme plädieren sollte. 
Die eigentliche Frage welche die Raumplanung 
sich stellen sollte ist, ob die Mobilität überhaupt 
gefördert werden sollte.  

Um Ansätze auf die Antwort zu dieser Frage zu 
finden, werden wir hier das Bedürfnis nach 
Mobilität genauer untersuchen.  

Gründe für die Mobilität 

Die Fortbewegung an sich ist ein Grundzug des 
Menschen. Sie war früher nötig zur 
Nahrungsbeschaffung und später auch zur 
Bewirtschaftung von Kulturland, sowie auch als 
Möglichkeit zur Flucht vor natürlichen Feinden. 
Heute erlaubt sie uns diese Dinge immer noch, 
auch wenn in modifizierter Form, ist aber nicht 
mehr der haupttreibende Grund für die 
anfallenden Verkehrsbewegungen. Die grösste 
Rolle spielt heute der Freizeitverkehr 
(Mikrozensus, 2005). Dies bedeutet, dass die 
Mobilität für viele Menschen Teil einer 

Möglichkeit zur Erholung geworden ist. Oftmals 
ist dabei allerdings die zurückgelegte Strecke 
keineswegs Teil der Erholung.  

Ein Teil des Freizeitverkehrs entsteht auch aus 
dem Bedürfnis nach sozialen Kontakten. 
Aufgrund der schnelleren 
Fortbewegungsmöglichkeiten, die einem heute 
zur Verfügung stehen, ist der Wohnort nur 
bedingt an das soziale Umfeld gebunden, denn 
die Erreichbarkeit seines wichtigsten Umkreises, 
ist auch ausserhalb der Gehdistanz nahezu 
immer gewährleistet. 

Das Selbe gilt auch für den Pendlerverkehr. Die 
Arbeitswege sind mit den Anfängen der 
Industrialisierung zunehmend länger geworden, 
denn auch hier war es nun möglich längere 
Distanzen in kürzerer Zeit zurückzulegen. 

Ökonomisch - Struktureller Wandel 

Ein weiterer wichtiger Faktor jedoch, der für die 
Verlängerung der Arbeitswege sicherlich auch 
eine grosse Rolle spielt, ist die zunehmende 
Spezialisierung der Berufe. Dieser wirtschaftliche 
Wandel, bedingt durch die Bewegung in ein 
Wissenszeitalter, hat dazu geführt, dass viele der 
ursprünglichen Berufe nicht mehr von einer 
Funktion ausgeführt werden. Sie sind heute 
oftmals unterteilt in viele Unterfunktionen, jede 
davon bildet ein Spezialgebiet. Dies erlaubt es 
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uns gleichzeitig auch mehr 
Wertschöpfungsmöglichkeiten zu schaffen, eine 
Vielzahl von Diensten kann beansprucht 
werden. 

Somit wäre es also in der heutigen Zeit eher 
schwierig alle Berufsrichtungen und deren 
Unterfunktionen räumlich mehr oder weniger 
gleichmässig zu verteilen. Optionen für die 
Zukunft gibt es eventuell im Rahmen der 
technologischen Möglichkeiten, bei denen der 
Standort nur noch eine untergeordnete Rolle 
spielt, dies soll jedoch später analysiert werden.  

Räumliche Ausprägung dieses 
Wandels 

Wie wir wissen sind heute die Städte die 
Hauptträger der meisten Berufsfunktionen, 
zumindest im tertiären Bereich 
(Dienstleistungssektor). Die peripheren 
Stadtgebiete wie beispielsweise die 
Agglomerationen sind eher die bevorzugten 
Standorte der Industrie im sekundären Bereich 
(Rohstoffverarbeitung), während der 
schwindende Bereich des primären Sektors 
(Rohstoffgewinnung) standortgebunden ist.  

Somit ergeben sich in den urbanen Gebieten 
Bewegungen innerhalb der Stadtkerne, sowie 
von den Agglomerationen in die Stadtkerne und 
zuletzt (dies ist besonders in der nördlichen 
Schweiz der Fall) zwischen den Städten. 
Abbildung 6 zeigt eine schematische Darstellung 
dieser typischen Verkehrsbewegungen (hier in 
rot). 

Abbildung 6: Typische Verkehrsbewegungen innerhalb von und zwischen Städten. 

Heutige Anforderungen an den 
Firmenstandort 

Der Hauptfaktor für die Standortwahl einer Firma 
ist ,vielleicht wieder erwarten, nicht eine 
steuergünstige Lage oder Nähe zu den 
Produktionsfaktoren, sondern eine optimale 

Anbindung an das lokale öffentliche 
Verkehrsnetz (Saheb, 2011). Es müssen also 
optimale Mobilitätsverhältnisse für die 
Arbeitnehmer geschaffen werden. 
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Wie kann man also auf diese Ausgangsituation 
eingehen? Es ist wichtig zu verstehen, dass 
persönlicher Kontakt zu Mitarbeitenden und 
Kunden eine der Quintessenzen ist, für eine 
Firma. Es dient der Vertrauensschaffung und 
vermittelt Authentizität. Zudem spielt es auch 
eine grosse Rolle bei der Reputationsbildung. Es 
ist also nicht möglich, wie man einst glaubte, dass 
die technologischen Fortschritte wie 
beispielsweise Videokonferenzen oder das 
Arbeiten von zu Hause aus über das Internet die 
ursprüngliche Firmenstruktur vollkommen 
ersetzen. Die räumlich-physische Existenz ist für 
die Firma immer noch von zentraler Bedeutung. 
Jedoch gibt es sicherlich Potential diese 
Technologien besser und effizienter zu nutzen. 

Siedlungsplanerischer Lösungsansatz 

Siedlungen könnten beispielsweise so geplant 
werden, dass Räume zur gemeinschaftlichen 
Nutzung bereitstehen, in denen gearbeitet 
werden kann. Dies würde es erlauben, vermehrt 
lokal zu arbeiten. Wie bereits gesagt, lässt sich der 
persönliche Kontakt dadurch nicht ersetzten aber 
es ist nicht in jedem Beruf zwingen nötig täglich 
in Person zu erscheinen. Gerade im 
Dienstleistungssektor gibt es dafür ausreichend 
Spielraum. Somit würde an einigen Tagen in der 
Woche der Mobilitätszwang reduziert, jedoch 
nicht unnötig eingeschränkt. Ein 

gemeinschaftlicher Raum in Quartieren 
beispielsweise bietet sich an, gegenüber dem 
klassischen Modell des Arbeitens von zu Hause 
aus, da es einem erlaubt, sich von der häuslichen 
Umgebung zu lösen und sich eher auf die Arbeit 
zu konzentrieren. Die Räume könnten speziell für 
Arbeitende eingerichtet und reserviert sein, 
könnten aber auch eine multifunktionale Gestalt 
annehmen, in denen sie ausserhalb der 
Arbeitszeiten für anderweitige lokale Angebote 
genutzt werden.  

Limitation eines solchen Ansatzes 

Ob solche Angebote auch ausreichend genützt 
würden, müsste man in Pilotprojekten testen- wie 
in Kapitel 4.6 noch erläutert wird, sind alle Ziele 
der 2000-Watt-Gesellschaft absolut abhängig 
vom Verhalten der Nutzer. 

Besonders im Dienstleistungssektor gibt es 
jedoch auch eine zunehmende internationale 
Zusammenarbeit, die mehr internationale 
Geschäftsreisen über grössere Distanzen zur 
Folge hat. Solche ein Trend liesse sich wohl nur 
über politische Instrumente steuern, sollte man 
bestrebt sein die 2000-Watt-Gesellschaft zu 
implementieren.  

Problematik des Freizeitverkehrs 

Der grösste Anteil der in der heutigen mittleren 
Tagesdistanz zurückgelegt wird, findet sich im 
Bereich der Freizeit. Mit 16,6 km pro Tag und 
Person sind dies 45% (BFS Aktuell, 2011). An 
zweiter und dritter Stelle kommen die Arbeit und 
der Einkauf mit 23% respektive 11%  (ibid, 2011). 
Immerhin wird für den Freizeitverkehr in fast 50% 
aller Fälle der Langsamverkehr gewählt (BFS, 
2011), was von Vorteil ist, die zunehmende 
Erreichbarkeit sehr weit distanzierter Reiseziele ist 
jedoch gerade mit einem höheren Einkommen 
eine Schwierigkeit , da dann sowohl die Privaten 
Tagesreisen als auch die privaten Reisen mit 
Übernachtung zunehmen (ibid, 2011). 

Siedlungsplanerische Ansätze 

Eine attraktive Aussenraumgestaltung kann 
hilfreich sein, um die Bevölkerung dazu zu 
animieren, die Freizeit vermehrt lokal zu 
verbringen, um aber einen nachhaltigen 
Umgang mit der Energie im Bereich des 
Freizeitverkehrs zu implementieren, erfordert es 
ein starkes Umdenken von Seitens der 
Bevölkerung. Der Nah- und 
Nächsterholungsraum muss als attraktiver 
Erholungsraum angesehen werden, der 
regelmässig in Ersatz von anderen (weiter 
distanzierten) Varianten genutzt werden muss.  

Die Siedlungsplanung kann hierzu beitragen in 
dem sie bestrebt ist solche attraktiven Räume in 
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Kooperation mit anderen Fachleuten zu schaffen 
und wo sie bereits vorhanden sind, zu erhalten 
oder weiter zu fördern. Vor allem im städtischen 
Raum hiesse dies die Überbauung der Gebiete, 
immer mit ausreichend Freiraum zu planen. 

Speziell in städtischen Gebieten, muss man auch 
über eine verstärkte Überlagerung von 
Verkehrsflächen und Freizeiträumen 
nachdenken. Das heisst konkret, dass oft noch 
deutlich zu viel Fläche dem Verkehr 
zugeschrieben wird, obwohl diese anderweitig 
viel qualitativer genutzt werden könnte. Erste 
Ansätze dazu bietet zum Beispiel das Konzept 
des „Shared Space“, wörtlich übersetzt also dem 
geteilten Raum. Damit meint man eine 
Gleichstellung aller Verkehrsteilnehmer, man 
versucht also die dominierende Rolle des MIV zu 
reduzieren und das Sicherheitsgefühl für die 
Langsamverkehrsteilnehmer zu erhöhen und 
insgesamt eine attraktivere Stadtgestaltung zu 
ermöglichen.  

Insgesamt muss man sich in der 
Siedlungsplanung immer noch mehr Gedanken 
machen, wie bestehende Freiräume aller Art 
attraktiver gestaltet werden können, sodass sie 
auch wirklich aktiv genutzt werden können. Die 
Nutzungsmischung bietet hier einen guten 
Ansatzpunkt auf den später weiter eingegangen 
wird. 

Ein Überdenken der heutigen Zoneneinteilung 
muss auch in Betracht gezogen werden. Oftmals 
überwiegen an den Stadträndern und in den 
Agglomerationen reine „Schlafsiedlungen“, 
diese haben aber einen drastischen Effekt auf 
den Mobilitätsbedarf der Einwohner. Gleichzeitig 
sind sie auch, je nach Lage, problematisch für 
eine ausreichende soziale Durchmischung im 
demographischen Sinne. Menschen mit 
speziellen Mobilitätsbedürfnissen, wie 
beispielsweise ältere Leute, können aufgrund 
der fehlenden Infrastruktur ihre Bedürfnisse 
nicht lokal abdecken.  

Auslastungsproblematik 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist eine bessere 
Auslastung der vorhandenen Verkehrsmittel. Die 
durchschnittliche Auslastung eines Pkws liegt bei 
1,6 Personen (BFS, 2011), da die meisten Autos 5 
Sitzplätze besitzen ist dies eine relativ schlechte 
Bilanz. Daher ist es von zentraler Wichtigkeit 
Programme wie das Carsharing oder das 
Mobility-Angebot weiter auszubauen und auch 
entsprechend zu fördern. Um eine erhöhte 
Umstiegsrate zu fördern sind Anreizsysteme von 
zentraler Bedeutung. So kann beispielsweise bei 
einem Verzicht auf ein eigenes Auto, das Mobility 
Abonnement oder das Monatsabonnement des 
öffentlichen Nahverkehrs im Mietpreis enthalten 
sein. 

4.3 Wohnen und Arbeiten 

Ein Teil der theoretischen Überlegungen zu 
diesem Thema erfolgten bereits im 
vorhergehenden Kapitel zur Mobilität, es ist 
jedoch nötig manche dieser Themen noch 
fundierter zu analysieren.  

Soziokulturelle Veränderungen 

Auch hier wollen wir zunächst auf ein Paar 
grundlegende Gedanken eingehen, die das 
tägliche Leben beeinflussen. Der Anspruch nach 
Wohnraum erfolgt dem Bedürfnis nach Schutz 
vor externen Einflüssen, wie beispielsweise der 
Witterung. Im Laufe der Zeit jedoch haben sich 

die Ansprüche an den Wohnraum vervielfältigt, 
so ist er auch eine Stätte für das Kochen und in 
machen Fällen auch das Arbeiten. Dies geht 
einher mit einer erhöhten Technologisierung der 
Haushalte. Wie bereits in der Literaturanalyse 
erwähnt wurde, hat sich in den letzten 
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Jahrzehnten auch der Anspruch an die 
verfügbare Wohnfläche erhöht.  

Diese Entwicklungen gehen einher mit der 
allgemeinen Veränderung unserer westlichen 
Gesellschaft. Es findet eine zunehmende 
Privatisierung statt. Das heisst, der Anspruch auf 
Privatsphäre für den einzelnen steigt. So leben 
mehr Menschen alleine (Fux, 2005), auch weil 
dies heute von seiten der Gesellschaft als normal 
akzeptiert wird  

Trends sehen wir auch im Bereich des 
Wohnkomforts. Dies sieht man vor allem in der 
höheren Anzahl an technologischen Geräten in 
den Haushalten (Boardman; Darby; Killip et al., 
2005) sowie auch in der Zunahme der 
Wohnraumtemperaturen (Lane, 2007) über die 
letzten Jahrzehnte. Dies ist natürlich auch 
bedingt durch den finanziellen Rahmen der 
jeweiligen Bewohner. 

Eine Frage des Standorts 

Auch hier kann man sagen, sofern der finanzielle 
Rahmen es erlaubt, ist die Auswahl des 
Wohnraums in erster Linie durch die Lage des 
Objekts definiert (Reed, Mills; 2007). Dabei ist vor 
allem die demographische Altergruppe 
massgebend bei der Standortpräferenz. Oftmals 
sind Einfamilienhaussiedlungen hauptsächlich 
von jungen Familien bewohnt, da sie einen 

ländlichen Eindruck vermitteln, der vor allem für 
die Kinder als wichtig erachtet wird. Ausserdem 
ermöglichen sie den Erwerb eines Eigenheims, 
der in unserer Gesellschaft zu einem gewissen 
Grad immer noch einen Statuswert besitzt. 
Gleichzeitig aber erfordern diese meistens den 
Besitz eines Autos, da sie anderweitig schlecht 
erschlossen sind und somit vor allem für ältere 
Menschen und junge Leute mit niedrigem 
Einkommen nicht attraktiv sind.  

Somit kann hier bereits festgelegt werden, dass 
die Lage einer der wichtigsten Faktoren für den 
Energieverbrauch ist. Dabei ist grundsätzlich zu 
beachten, dass eine zentrale städtische Lage 
nicht immer der ländlichen gegenüber zu 
bevorzugen ist, auch wenn dies der ersten 
logischen Überlegung entsprechen mag. Wieder 
ist dies extrem vom Nutzerverhalten abhängig. 
Oftmals wird kritisiert, dass ein Passivhaus in 
ländlicher Lage einen höheren 
Energieverbrauch aufweist als ein Gebäude mit 
Normstandard in der Stadt (Albrecht, Kaiser, 
Marggraf ,2008). Diese Kritik ist natürlich nicht 
ungerechtfertigt, jedoch entsteht sie 
hauptsächlich aus dem erhöhten 
Mobilitätsbedarf des ländlich situierten 
Einwohners. Daraus sollte man allerdings keines 
Falls pauschal darauf schliessen, dass ländliche 
Wohnlagen energetisch ungünstig sind.  

Verfolgt man die Annahme, dass der ländlich 
situierte Einwohner von zu Hause aus Arbeitet 
und sich weitgehend lokal versorgt sowie auch 
seine Freizeit vor Ort verbringt (der 
Nächsterholungsraum ist ja bereits gegeben) 
reduziert dies den Energieverbrauch 
massgeblich. Der Stadteinwohner hingegen ist 
wahrscheinlich eher international vernetzt und 
womöglich auch geschäftlich so eingebunden, 
dass er viele internationale Reisen tätigt, somit 
eskaliert sein Mobilitätsanteil deutlich schneller. 
Ebenso sind Nahversorgung und Naherholung 
nur bedingt bis gar nicht möglich, was wiederum 
einen massgeblichen Einfluss auf den 
Energieverbrauch hat. Natürlich kann es 
genauso umgekehrt verlaufen und der 
Stadteinwohner ist sich seines Verbrauchs viel 
eher bewusst und benützt daher vorwiegend 
den Langsamverkehr und sporadisch den 
öffentlichen Verkehr und achtet auf seinen 
täglichen Verbrauch.  

Was hiermit demonstriert werden soll ist, dass 
jegliche Annahmen zur Berechnung des 
Energieverbrauchs und zu vorteilhaften und 
weniger vorteilhafteren Bedingungen 
grundsätzlich immer vom erwarteten Verhalten 
des jeweiligen Anwohners abhängig sind. Der 
eigentliche Angriffspunkt setzt also eine 
gründliche Analyse der Verhaltensgründe 
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voraus. Nur so lassen sich eventuelle 
Verbesserungspotentiale aufzeigen. 

Dichte 

Auf politischer und akademischer Ebene 
hingegen beschäftigt die Debatte um eine 
erhöhte Verdichtung die Raumplanung nun 
schon seit geraumer Zeit, in zahlreichen 
kommunalen Leitbildern ist die Verdichtung 
nach innen eines der wichtigsten 
Handlungsziele. Auch die Stadt Zürich hat in 
den letzten Jahren durch Ersatzneubauten eine 
signifikante Verdichtungsrate erreichen können 
(Rey, 2011). Man muss sich jedoch auch vor 
Augen führen, dass das Einfamilienhaus mit 
57,5% aller Gebäude immer noch die häufigste 
Wohnform in der Schweiz ist. Noch viel 
frappierender ist allerdings die Tatsache, dass 
der prozentuale Anteil an Einfamilienhäusern in 
den letzten 20 Jahren noch deutlich 
zugenommen hat. 1990 lag der Anteil 
Einfamilienhäuser noch bei 53,8% (BFS, 2012). 
Ebenso bildet der Anteil an 2-Geschossigen 
Gebäuden immer noch die Mehrheit (ca. 47%), 
hier ist allerdings eine deutliche Entwicklung 
zugunsten der 3 bis 4-Geschossigen Gebäude 
sichtbar, die von knapp 35% auf fast 40% 
angestiegen sind (ibid.). Nichtsdestotrotz 
verdeutlicht dieser Sachverhalt, dass eine 
unvorteilhafte Flächennutzung vorliegt, welche 

wiederum eine unvorteilhafte Energienutzung 
begünstigt. 

Auf der kommunalen Ebene heisst dies eine 
Frage nach der Revision, beziehungsweise wo 
nicht vorhanden, nach der Definition von 
Kriterien, wie beispielsweise der Etablierung einer 
minimalen Ausnützungsziffer. Aufgrund der 
starken unterschiede zwischen städtischen und 
ländlichen Gebieten, ist es sicher sinnvoll, diese je 
nach Gegebenheiten festzulegen. Für den 
periurbanen ländlichen Raum kann man jedoch 
sagen, dass grundsätzlich eine 
Ausnützungsziffer von a=0,9 möglich sein sollte. 
Für den städtischen Raum kann dies noch weiter 
nach oben korrigiert werden. Die Vorteile liegen 
auf der Hand. Durch eine grössere Ausnützung 
der verfügbaren Bodenfläche, ist mehr Potential 
für Wohnungen und Gewerbe vorhanden, was 
auch die Vision einer ‚Stadt der kurzen Wege’ 
unterstützen würde. Gleichzeitig könnte man so 
den Freiraum gezielter nutzen, vorausgesetzt die 
Freiraumplanung wird professionell vollzogen. 
Viele Freiräume in städtischen Gegenden sind 
momentan noch der Verkehrsfläche 
verschrieben und deren Potential wird nicht voll 
für alle Nutzer zugänglich. Sicherlich birgt eine 
hohe Ausnützungsziffer auch das Risiko, dass 
der spärlich verfügbare Freiraum nicht 
angemessen gestaltet wird und so ein zu starkes 
Gefühl der Kompaktheit und Enge vermittelt. 

Andererseits wurde bereits in den 
Zähringerstädten sehr kompakt gebaut, und 
diese werden heute als sehr attraktiv 
empfunden.  

Eine vereinfachte Definition der Dichte wäre die 
Bruttogeschossfläche pro Landfläche1. Das heisst 
konkret, die höhere Dichte kann dazu genutzt 
werden um mehr Fläche pro Person verfügbar zu 
machen oder aber um mehr Personen auf einem 
Areal unterzubringen. Geht man also von einem 
Areal von 15ha aus (wie dies im unten 
erwähnten Beispiel Eschenbüel der Fall ist) so 
ergäbe eine Ausnützungsziffer von a=0,9 eine 
totale Bruttogeschossfläche (BGF) von 135’000m2. 
Geht man nun von durchschnittlich drei 
Geschossen aus (pauschal betrachtet) so bleiben 
ganze 105’000m2 an Freifläche, also 70% der 
gesamten Fläche. Natürlich ist dies ein stark 
vereinfachter Sachverhalt, jedoch verdeutlicht er, 
dass ein Verdichtungspotential keineswegs ein 
Verlust der Freiflächen darstellt, sondern diesen 
sogar verhindern kann, durch eine klarere 
Aufteilung in Wohn- und Freiflächen. Selbst bei 
kleineren Bauvorhaben, zum Beispiel auf einem 
Grundstück von 100m2 hiesse dies bei 3 
Geschossen, dass einem immer noch 2/3 der 

                                                                    
1 Die genauere Definition der Ausnützungsziffer sieht noch 
bestimmte Abzüge mit ein, diese sind aber für die hier 
beschriebenen Grundüberlegungen nicht von zentraler 
Wichtigkeit. 
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gesamten Landfläche zur Verfügung stünden. 
Es wird also auch ersichtlich, dass bei höherer 
Dichte gleichzeitig eine höhere Geschossigkeit 
angestrebt werden muss um eine qualitative 
Überbauung zu erreichen. 

Eine genauere Überlegung in diesem 
Zusammenhang wird noch im Kapitel zum 
Beispiel Eschenbüel erläutert. 

Wohnraumbegrenzung und 
Belegungsgrade 

Um die Bemühungen, um ein kompakteres 
Wohnen und Arbeiten nicht durch eine 
Wohnraumvergrösserung zunichte zu machen, 
lohnt es sich unter Umständen über eine 
Wohnraumbegrenzung nachzudenken. Dies 
erscheint erstmals als eine sehr radikale Idee und 
müsste definitiv auf freiwilliger Basis an einem 
Areal getestet werden. Der Grundgedanke dabei 
liegt in der Tatsache, dass wenn Wohnraum 
geteilt wird, beispielsweise innerhalb einer 
Familie oder in einer Wohngemeinschaft, 
weniger Grundinfrastrukturen nötig sind und 
somit Energie gespart werden kann. Ausserdem 
benötigt man gesamtheitlich betrachtet weniger 
Wohnfläche, als wenn jede Person einzeln 
Wohnen würde, da durch den verminderten 
Infrastrukturgebrauch auch weniger Fläche 
beansprucht wird. Konkret heisst dies, dass zum 
Beispiel eine Wohngemeinschaft mit vier 

Bewohnern nur eine Küche benötigt, das heisst 
normalerweise sind alle Küchengeräte nur einmal 
vorhanden, die Utensilien meist ebenfalls. Die 
Küche mag insgesamt grösser sein als was ein 
Bewohner alleine beanspruchen würde, sie wird 
aber mit aller grösster Wahrscheinlichkeit kleiner 
ausfallen als wie wenn alle Bewohner 
unabhängig voneinander eine Küche besässen. 
Im Grunde genommen macht man sich hierbei 
das wirtschaftliche Prinzip der Skaleneffekte 
zunutze. Aus dem selben Grund macht es auch 
wesentlich mehr Sinn Quartierbüros zu kreieren, 
anstatt dass die Leute zu Hause noch eigens 
einen Raum für die Arbeit beanspruchen 
müssen.  

Dieser Skaleneffekt macht sich auch sehr 
deutlich beim Heizenergieverbrauch bemerkbar. 
So verbraucht beispielweise ein 3 Personen 
Haushalt in einem freistehenden 
Einfamilienhaus mit einer E-Kennzahl von 
140kWh/m2a weniger Heizenergie als ein 1 
Personenhaushalt in einem Mehrfamilienhaus 
mit einer E-Kennzahl von 100kWh/m2a. Anhang 4 
demonstriert dies rechnerisch. Der 3 Personen 
Haushalt käme auf einen jährlichen 
Heizenergiebedarf von 14’000kWh oder 
4’650kWh pro Person. Der 1 Personen Haushalt 
hingegen benötigt bei einer Wohnfläche von 
50m2 (dem etwaigen Durchschnitt) jährlich 
5’000kWh. Dies resultiert also in einer nicht 

unerheblichen Einsparung von 350kWh pro 
Person und Jahr und dies obwohl der 3 Personen 
Haushalt in einem Haus mit höherem 
Heizwärmebedarf lebt!2 

Dies zeigt, dass höhere Belegungsgrade sogar 
deutlich effektiver sein könnten, was die 
Energieeinsparungen im Bereich Wohnen 
betrifft, als energieeffiziente Um- und 
Neubauten, besonders wenn man die extrem 
niedrige jährliche Erneuerungsrate in Betracht 
zieht. Wie Boardman et al. aufzeigen, bedeuten 
die Skaleneffekte auch einen viel geringeren 
Gas- und Elektrizitätsbedarf pro Kopf (Boardman; 
Darby; Killip, 2005, p.28). 

Aufgrund dessen wäre es möglich eventuell 
über ein Anreizsystem höhere Belegungsgrade 
zu erreichen, zum Beispiel über einen 
zusätzlichen Mietnachlass. In neueren 
Überbauungen sind die E-Kennzahlen für den 
Heizwärmebedarf natürlich wesentlich niedriger, 
nichtsdestotrotz sind die Skalenvorteile immer 
noch ein wesentlicher Faktor. Für eine 
konsequente Durchsetzung dieses Prinzips wäre 
es beispielsweise vorstellbar, eine 
Wohnraumbegrenzung auf 35m2 pro Person 
einzuführen und bei Mehrpersonenhaushalten 
eine Erhöhung der Fläche proportional zu der 
                                                                    
2 Die E-Kennzahlen beziehen sich auf Häuser mit Baujahr vor 
1975. 



Eine Raumplanerische Umsetzung der 2000-Watt-Gesellschaft 

 25 

Anzahl Bewohnern einzuführen. Zum Beispiel  
würden 2 Personen anstatt der sonstigen 70 m2  
neu 80m2 zur Verfügung gestellt bekommen. Bei 
3 Personen wären dann 120m2  anstatt 105 m2 
verfügbar. Es ist wahrscheinlich anzunehmen, 
dass nur wenige Leute sich freiwillig 
einschränken würden, man müsste dies 
allerdings in einem Pilotprojekt testen um dies 
mit Sicherheit sagen zu können. Gerade über 
Anreizsysteme werden Ideen oft sehr populär.  

Im Bezug auf zusätzliche Gemeinschaftsräume 
welche auf einem Areal angeordnet werden 
könnten, wären neben den Quartierbüros 
beispielsweise gemeinschaftliche Spielräume für 
Kinder oder wie sie neuerdings aufkommen, 
Begegnungsräume für ältere Menschen und 
Kinder denkbar. 

Diese Massnahme in Verbindung mit der oben 
vorgeschlagenen Wohnraumbegrenzung führt 
zwar zu kleineren Wohnungen, reduziert die 
Lebensqualität aber nicht so deutlich, wie eine 
pure Wohnraumbegrenzung.  

Beheizungsfläche pro Wohneinheit 

Eine weitere wichtige Überlegung im 
Zusammenhang mit der Gebäudestruktur ist der 
Anteil an beheizten Flächen. Viele Funktionen, 

welche früher ausgelagert wurden wie zum 
Beispiel das Waschen oder Spielen und so weiter, 
sind heute integraler Bestandteil unserer 
Wohnungen und Häuser. Dies hat auch zur 
Folge, dass ein grossteil Fläche beheizt wird, 
obwohl dies eigentlich nicht nötig wäre. Zum 
Beispiel geht sehr viel beheizte Fläche an 
Hausflure verloren, die im Grunde genommen 
lediglich als Durchgangsfläche und vielleicht 
noch als Stauraum benötigt werden. Trotzdem 
hat man oftmals keine andere Option, als diesen 
Bereich ebenfalls vollständig zu heizen. Aus 
diesem Grunde ist es in erster Linie wichtig, dass 
in Zukunft eine unterschiedliche Temperierung 
des Wohnraums ermöglicht wird. Dies erfordert 
natürlich auch, dass man die verschiedenen 
Wohnbereiche voneinander trennen kann, in 
erster Linie durch Türen. Dies stellt insofern einen 
Konflikt dar, als dass die heutige Bauweise 
vermehrt auf einen offenen Grundriss setzt, um 
das Gefühl von Platz zu verleihen.  

Hier wäre es vorstellbar, dass eine maximale 
Beheizungsfläche pro Wohneinheit eingeführt 
wird. Durch eine Beschränkung auf maximal 60% 
vollbeheizte Wohnfläche, müssten die 
planenden Architekten genauere Überlegungen 
treffen, welche Bereiche zentral sind für das 
Wohnen und welche eine untergeordnete Rolle 

spielen und wie man diese sinnvoll räumlich 
anordnen kann.  

Zukunftsvision Wohnen und Arbeiten 

Geht man also von einer Wohnraumbegrenzung 
auf 35m2 pro Person aus, von der wiederum nur 
60% voll beheizt werden, ist man mit einem 
Minergie-P Standard bei einem jährlichen 
Heizwärmebedarf von 630kWh/a. Natürlich muss 
man noch einen Anteil an den 
Gemeinschaftsräumen, sowie den begrenzt 
beheizten Flächen dazurechnen. Veranschlagt 
man diesen mit weiteren 11m2 (wobei 7m2 davon 
nur zu halb so stark beheizt werden) so kommt 
man auf einen Heizwärmebedarf von 855kWh/a. 
Vergleicht man diesen nun mit dem 
Heizwärmebedarf für die durchschnittlichen 
50m2 pro Person, so ergibt sich eine Einsparung 
von 645kWh/a. Würde ein solches Konzept also 
konsequent ausgeführt, so könnte man mit der 
selben Heizenergie nahezu doppelt so viele 
Einwohner bedienen.  

Konkret hiesse das bei einem Areal mit ca. 1500 
Einwohnern würde der jährliche 
Heizenergiebedarf reduziert von 2'250'000kWh/a 
(bei 50m2 pro Person) auf 1'282’500kWh/a. 
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4.4 Bauweise und Bautypologie 

Die Bautypologie spielt eine massgebende Rolle 
in der energieeffizienten Quartiergestaltung. 
Heute setzt man vermehrt auf eine höhere 
bauliche Dichte, dieser Trend ist hinsichtlich der 
Energieeffizienz durchaus vorteilhaft. Jedoch 
genügt eine reine Erhöhung der Dichte nicht, 
der grosse Wohnraumbedarf macht diesen 
Vorteil wieder zunichte. Vor allem die 
permanente Beheizung aller Wohnräume muss 
überdacht werden. 

Historische Bautypologien 

In erster Linie ist es natürlich wichtig, ein gutes 
Oberflächen- Volumen Verhältnis zu schaffen, 
das heisst dieses möglichst niedrig zu halten. 
Schon in der Vergangenheit wurde dies von 
verschiedenen Kulturen und Zivilisationen so 
angestrebt, selbstverständlich auch den lokalen 
klimatischen Verhältnissen angepasst. Heute ist 
dies immer noch in den alten Stadtkernen zu 
sehen, in denen die kompakte und 
geschlossene Bauweise von früher noch 
vorhanden ist. Natürlich hatte eine solche 
Bauweise auch noch anderweitige Vorteile, wie 
Beispielsweise die fussläufigen Distanzen, welche 
früher nahezu unentbehrlich waren. Ebenso war 

es von Vorteil um die Stadt vor allfälligen 
Angriffen zu schützen.  

Auch wenn diese Eigenschaften heute für die 
moderne Stadt nicht mehr relevant sind, kann 
man aus verschiedenen Typologien wichtige 
gestalterische Elemente erkennen, die auch für 
einen geringeren Energieverbrauch eine Rolle 
spielen. Schliesslich war dies früher auch von 
Wichtigkeit, da das beheizen und kühlen der 
Wohnbauten nicht so einfach erfolgte, wie dies 
heute der Fall ist.  

Am  deutlichsten wird solch eine Topologie durch 
einen Schwarzplan. Der berühmteste dieser Art 
ist wohl von Giambattista Nolli 1784 von Rom 
erstellt worden. Abbildung 7 zeigt einen 
Ausschnitt aus dessen Plan. Es ist sofort 
ersichtlich, dass dieser Ausschnitt das 
Stadtzentrum zeigt, die Struktur erscheint sehr 
dicht mit relativ grossen Grundrissen.  

 

Abbildung 7: Ausschnitt aus Nollis Plan von Rom 
(1784). 
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Abbildung 8: Schwarzplan von Zürich (nach XPACE 
Architektur + Städtebau).  

 

Vergleicht man nun den Schwarzplan von Rom 
mit dem von Zürich (Abbildung 8), so erkennt 
man, dass auch Zürich in der Stadtmitte sehr 
dicht bebaut ist, aber man findet auch auffällig 
viele Blockrandstrukturen, welche in Rom so gut 
wie gar nicht vorkommen, auch wenn man 
vielleicht rein assoziativ vom Gegenteil ausgehen 
würde. Somit erschient auch der Anteil an 
Freiflächen deutlich höher, was durch den 
hohen Anteil an weissen Flächen 
widergespiegelt wird.  

Abbildung 9: Schwarzplan von Shinjuku, Wakaba 
District, Tokyo (Sophia Radev).  

Abbildung 9 zeigt die Gegend Shinjuku im 
Wakaba District, in Tokio, Japan. Auffällig ist hier 
aus wie vielen einzelnen Einheiten die 
Stadtstruktur besteht. Auch weiter im Zentrum 
von Tokio bilden kleinere Einheiten grössere 
blockartige Strukturen. Theoretisch betrachtet 
müssten viele der grossen asiatischen Städte wie 
zum Beispiel Tokio oder auch Singapur und 
Hongkong eine energetisch vorteilhafte 
Siedlungsstruktur aufweisen, da sie aufgrund 
des Platzmangels und der extrem hohen 
Bodenpreise gezwungen waren, die dritte 
Dimension effektiver zu nutzen und daher 
verstärkt in die Höhe gebaut wurde.  

In der Schweiz sind Hochhäuser eher noch als 
Topos zu betrachten. Eine massgebliche 
Problematik findet sich auch in der relativen 
Unbeliebtheit dieser Strukturen, aufgrund 
mehrerer schlecht ausgeführter Bauten in den 
1960er und -70er Jahren. Paradoxerweise 
werden jedoch gerade neuere Hochhausbauten 
in der Schweiz vermehrt im Prestigesektor 
vermarktet, wie beispielweise der Prime Tower in 
Zürich oder das Projekt Hochzwei bei der 
Allmend, Luzern. Eine richtige Etablierung des 
Hochhauses als alltägliche und akzeptable 
Wohnform hat daher noch nicht stattgefunden 
und vermutlich wird es auch noch eine Weile 
dauern bis dies der Fall ist. Aufgrund des 
erhöhten Siedlungsdrucks, der sich ganz 
besonders in Zürich in den Mietpreisen 
manifestiert, ergeben sich langfristig gesehen 
nicht viele Alternativen. Auch das Aufkommen 
der Landschaftsinitiative reflektiert diesen Druck 
und den gleichzeitigen Wunsch nach 
Landschaftserhaltung in der Bevölkerung.  

Oberflächen- Volumen Verhältnisse 

Des Weiteren sollte darüber nachgedacht 
werden, ob man nicht eine minimales 
Oberflächen- Volumen Verhältnis in die 
Bauverordnungen aufnehmen sollte. Dies würde 
besonders ineffiziente Bauvorhaben verhindern, 
natürlich müsste im Gleichschritt auch die 
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Zonenplanung angepasst werden, um solche 
Werte erreichen zu können. Setzt man zum 
Beispiel einen Wert von maximal A/V = 0,6 fest so 
erlaubt dies keine einfamilienhausartigen 
Bauten. Allerdings sollte man hinterfragen, ob 
eine solche Richtlinie wirklich sinnvoll wäre, da 
selbst ein Gebäudetyp aus dem später 
erwähnten Beispiel Eschenbüel in Uster diese 
Richtlinie nicht erreichen würde, allerdings ist 
vorgesehen, dass sie im Passivhausstandard 
realisiert werden soll. Von daher ist es fraglich ob 
man nicht doch lieber einen guten Baustandard 
vorantrieben sollte. Allerdings kann man 
grundsätzlich festhalten, dass ein besseres A/V- 
Verhältnis die Realisierung von 
Niedrigenergiestandards vereinfacht. In 
manchen innerstädtischen Gebieten oder auch 
in den Agglomerationen könnte es durchaus 
Sinn machen, ein maximales A/V Verhältnis 
festzulegen, da dort primär mit der Absicht eine 
hohe Dichte zu erreichen gebaut wird. Ebenfalls 
könnte es in Verbindung mit einer minimalen 
Geschossigkeit zu einer besseren 
Freiraumnutzung verhelfen. 

Geschossigkeit 

In ähnlichem Masse lässt sich über eine minimale 
Geschossigkeit diskutieren. Aus 
raumplanerischer und auch aus energetischer 
Sicht lässt sich wohl sagen, dass Siedlungen in 

W2 Zonen, wie sie heute noch immer sehr 
verbreitet sind, in Zukunft nicht mehr tragbar 
sein werden. Die Gründe dafür sind eigentlich 
weitaus bekannt, das weiter zunehmende 
Bevölkerungswachstum in den nächsten Jahren 
ist nur einer davon. Eine minimale Geschossigkeit 
von 3 Vollgeschossen müsste eigentlich gut 
durchführbar sein in urbaneren Gebieten wären 
5 Vollgeschosse als Minimum denkbar. Wie 
bereits bei den Aussagen zur Dichte sichtbar 
wurde, würde eine solche Regelung eine 
qualitative Aussenraumgestaltung unterstützen.  

Gebäudeausrichtung 

Für neue Arealplanungen sollte auch die 
Ausrichtung wo immer möglich nach Süden 
erfolgen um die grösstmögliche 
Sonneneinstrahlung zu gewährleisten und von 
der passiven Energie zu profitieren. Die 
Gebäudestruktur muss folglich so aufgebaut 
sein, dass ein bestmöglicher sommerlicher 
Wärmeschutz möglich ist, eventuell auch durch 
eine angemessene Bepflanzung zu 
unterstützen, sodass eine künstliche Kühlung im 
Sommer vermieden werden kann. Eine solche 
Gebäudestruktur weisen beispielsweise 
Dachvorsprünge auf, die sowohl die 
Sonneneinstrahlung im Sommer reduzieren als 
auch vor dem Regen schützen, so kann etwa der 
Aussenraum als eine Erweiterung der 

Wohnraums aktiv genutzt werden. Im Winter 
hingegen steht die Sonne tiefer und kann so die 
Wohnung zusätzlich aufheizen. Abbildung 10 
zeigt eine schematische Darstellung eines 
solchen Gebäudeaufbaus. Natürlich ist dies eine 
stark vereinfachte Darstellung, in der Umsetzung 
ist dieses Konzept jedoch sehr gut durchführbar.

 

Abbildung 10: Sonneneinstrahlung im Winter und 
Sommer. 
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4.5 Konsum 

Wie wir in Abbildung 3 sehen konnten, spielt der 
Konsum eine durchaus signifikante Rolle in der 
Umsetzung der 2000-Watt-Gesellschaft. Auch hier 
wird eine Reduktion von zwei Dritteln angestrebt. 

Konflikt mit dem heutigen 
Wirtschaftssystem 

Die Umsetzung dessen ist in unserer heutigen 
Gesellschaft schwer vorstellbar, da der 
Wirtschaftsmotor in erster Linie durch den 
Konsum angetrieben wird. Das Bewusstsein der 
Konsumenten scheint zwar zu wachsen, was 
anhand der erhöhten Nachfrage nach 
Bioprodukten und Waren aus fairem Handel gut 
erkennbar ist (Swissinfo, 2010), trotzdem wird der 
Konsum an sich nur selten in Frage gestellt.  

Die Halbwertszeit der meisten unserer 
Alltagsprodukte sinkt stetig. Besonders deutlich 
wird dies im Technologiesektor, wo bestehende 
Geräte durch neue, fortschrittlichere, ersetzt 
werden. Dies ist jedoch nicht auf die Technologie 
beschränkt. Viele Alltagsgegenstände wie 
beispielsweise Möbel, die eine lange 
Lebensdauer haben, werden heute häufig 
ersetzt, bevor dies aus Gebrauchsgründen nötig 
wäre. Dies ist Teil des heutigen Lebensstils. 

Findet man keinen Gefallen mehr an einem 
bestimmten Gegenstand, so wird dieser meist 
ersetzt, unabhängig von seiner 
Funktionstüchtigkeit.  

Gründe für den Konsum 

Die ursprüngliche Rolle des Konsums entstand 
aus der Befriedigung bestimmter 
Grundbedürfnisse, wie dies auch bei der 
Behausung der Fall ist. Aus diesen 
Grundbedürfnissen entstanden mit der Zeit 
auch gewisse Standards und Normen die heute 
massgebend sind. So entstanden auch die 
ersten Raumplanungsgesetze aus 
Hygienestandards in England, im Zuge der 
Industrialisierung (Hall, 2002). 

Eine Frage des Standards? 

Inzwischen beschäftigt man sich jedoch vermehrt 
mit der Frage, wo dass die Grundbedürfnisse 
aufhören und lediglich ein Wunsch nach Komfort 
und erhöhtem Lebensstandart besteht, der 
jedoch nicht als notwendig bezeichnet werden 
kann. Im Grunde ist diese Frage auch ein Teil des 
Fundaments für unsere heutigen 
Menschenrechte, die natürlich auch über das 

materielle hinausgehen (wie bei dem Recht auf 
Bildung), es in vielen Situationen aber bedingen. 
Diese Diskussion ist vermehrt eine 
philosophische Frage und soll daher hier nicht 
weiter fortgeführt werden, jedoch ist es wichtig 
sie zu benennen, da sie den Grundgedanken 
der 2000-Watt-Gesellschaft bildet. Die Idee, dass 
2000 Watt suffizient sind und jeder Mensch ein 
Anrecht auf so viel Energieverbrauch haben soll, 
entspringt der Auseinandersetzung mit einem 
potentiellen Anrecht auf Energieverbrauch. 

Das grösste Problem mit einer Reduktion des 
Konsums in der westlichen Gesellschaft ist 
wahrscheinlich die Angst vor einem Verlust. Dies 
hat wiederum einen starken Zusammenhang 
mit der Definition von Lebensqualität. Eine 
Verhaltensänderung bedingt eine veränderte 
Sichtweise im Zusammenhang mit der 
Lebensqualität. Eine weitere Schwierigkeit ist 
natürlich auch die Visualisierung der 2000-Watt-
Geselllschaft. Zuletzt war die Schweiz 1960 eine 
2000-Watt-Gesellschaft. Erwähnt man dies, weckt 
das natürlich die Vorstellung nach 1960 
zurückkehren zu müssen, was natürlich nicht der 
Fall sein sollte. Die heutigen Gebäude sind 
deutlich effizienter als 1960, bis jetzt ergibt sich 
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jedoch ein Nullsummenspiel aufgrund des 
erhöhten Flächenverbrauchs, der weiteren 

Verbreitung von technologischen Geräten in den 
Haushalten und den zunehmenden 

Raumtemperaturen (Boardman; Darby; Killip et 
al., 2005). 

4.6 Nutzung und Verhalten 

Die Nutzung und das Verhalten sind absolut 
massgebend für eine gelungene Umsetzung der 
2000-Watt-Gesellschaft. Dies ist auch aus 
sämtlicher Literatur zu entnehmen, auch wenn 
dies manchmal nur am Rande erwähnt wird. 

Eine Niederenergiebauweise alleine 
ist nicht ausreichend 

Da das Ziel der 2000-Watt-Gesellschaft primär auf 
Individuen bezogen ist, wird nahezu alles durch 
das eigene Verhalten gesteuert. Am ehesten 
davon ausgenommen ist der Wohnungssektor. 
Da in der Schweiz primär ein 
Mietwohnungsmarkt besteht, ist es trivial, dass 
gute Gebäudestandards realisiert werden.  

Der Lebensstil spielt hierbei eine absolut zentrale 
Rolle. Wohnt man nahe am Arbeitsplatz und 
erreicht diesen mit dem Langsamverkehr oder 
dem öffentliche Nahverkehr und verbringt die 
Ferien grössten Teils zu Hause oder in der 
Region, so kann die Energieverbrauchsbilanz 
durchaus sehr niedrig ausfallen, auch wenn das 
Haus in dem man wohnt vielleicht nicht dem 
neuesten Gebäudestandard entspricht.  

Gleichermassen kann man in einem 
Plusenergiehaus wohnen, welches noch mehr 
Strom produziert, als man selber verbraucht und 
diesen positiven Effekt zunichte machen, in dem 
man in den Ferien zwei Mal pro Jahr 
beispielsweise von der Schweiz in die Karibik 
fliegt. Ebenso ist ein längerer Arbeitsweg 
problematisch. Pendelt man Beispielsweise 
zwischen Bern und Thun verbucht man täglich 
für die Hin- und Rückreise 64km. Bei einem 
durchschnittlichen Verbrauch von 7l/100km, 
kommt man alleine mit diesem Arbeitsweg auf 
einen Verbrauch von 47kWh, also der 
Energiemenge, die in der Vision der 2000-Watt-
Gesellschaft für einen gesamten Tag ausreichen 
müsste, sowohl für die Nahrungsaufnahme, die 
Mobilität, das Beheizen und Beleuchten des 
Wohnraums, die Verwendung elektrischer Geräte 
und so weiter.  

Es verdeutlicht sich hier also nochmals, dass eine 
alleinige Aufrüstung der bestehenden 
Gebäudestrukturen auf einen 
Niederenergiestandard nicht ausreicht, um die 
Zielvorgaben zu erreichen. 

Lösungsansatz der individuellen 
Regulierung 

Ein denkbarer Ansatz wäre es in jedem Raum 
einen individuellen Thermostat zu installieren, 
damit eine auf die Nutzungsweise und -
häufigkeit abgestimmte Temperierung möglich 
ist. Noch viel effektiver als eine individuelle 
Regulierung wäre eine laufende Kostenzählung. 
Die Einrichtung von Informationsanzeigen zu 
Heizkosten und Elektrizitätskosten ist eine der 
effektivsten Methoden, um den Verbrauchern 
ihre Energiebilanz vor Augen zu führen und 
schafft eine deutliche Motivation diese zu 
vermindern (Williams, 2009). Die Kosten sind 
immer noch ein massgeblicher Faktor für viele 
Menschen, daher können genaue Informationen 
dazu einen Anreiz schaffen, selber unnötige 
Verschwendungen zu eliminieren. 

Eine Frage der rechtlichen 
Steuerung? 

Nun muss man sich mit der Frage 
auseinandersetzen, ob und in welchem Mass es 
überhaupt wünschenswert ist die Nutzung und 
das Verhalten zu steuern. Oftmals wird solch eine 



Eine Raumplanerische Umsetzung der 2000-Watt-Gesellschaft 

 31 

Diskussion in der Fachliteratur und anderen 
öffentlichen Publikationen umgangen, da es 
sofort auf öffentlichen Widerstand stösst. Dies 
resultiert aus der Tatsache, dass eine solche 
Diskussion als ein Versuch der 
Freiheitseinschränkung betrachtet wird. In 
gewissen Fällen findet man sogar die Angst vor 
einem Überwachungsstaat (Kommentar zum 
Artikel von Banz, 2010).  

Sicherlich ist es aus unserer kulturellen 
Perspektive heraus nicht erstrebenswert eine 
bestimmte Lebensweise vorzuschreiben oder gar 
diese anhand von strengen Gesetzen zu 
forcieren. Andererseits muss man diesen 
Gedanken eventuell auch etwas relativieren. So 
finden sich heute bereits zahlreiche Gesetzte die 
unsere Entscheidungsfreiheit einschränken. 
Zum Beispiel das weitgehende Rauchverbot in 
Koppelung mit der finanziellen Steuerung auf 
Tabakwaren oder auch 
Geschwindigkeitsbeschränkungen im 
Strassenverkehr. Es gibt also bereits eine Reihe 
von Gesetzen, welche die individuelle 
Entscheidungsfreiheit zu einem gewissen Grad 
einschränken. 

Nun stellt sich also die Frage, was diese Gesetze 
rechtfertigt, so dass sie allgemein akzeptiert sind 
(abgesehen von allfälligen persönlich 
abweichenden Meinungen)? Im Grossen und 

Ganzen kann man sagen, dass sie aus dem 
Gedanken entspringen die Allgemeinheit vor 
den Taten des Einzelnen zu schützen. Das heisst 
im Falle des Rauchens versucht man andere 
Menschen vor den negativen Folgen des 
Passivrauchens zu schützen. Dies erscheint 
einem auch logisch, da man als Nichtraucher 
andernfalls an negativen Folgen leidet, für die 
man nicht selbst die Verantwortung trägt. 
Interessanterweise bezieht sich diese Regelung 
jedoch nur auf den öffentlichen Raum, das 
Verhalten zu Hause, also dem persönlichen 
Lebensraum, ist immer der persönlichen 
Entscheidungsfreiheit überlassen, obwohl auch 
hier Dritte einen Schaden erleiden können (zum 
Beispiel Kinder, deren Eltern im Haus rauchen).  

Bei der Geschwindigkeitsbeschränkung im 
Strassenverkehr verhält es sich ähnlich. Es wird 
versucht andere Verkehrteilnehmer (oftmals die 
nicht motorisierten, schwächeren) vor den 
Handlungen des Einzelnen zu schützen.  

Es geht also darum „Kollektiv-Massnahmen“ 
einzusetzen, die möglichst eine präventive 
Wirkung erzielen sollen.  

Setzt man sich nun mit der Frage des 
Energieverbrauchs auseinander kommen wir auf 
einen weitaus komplexeren Sachverhalt. Durch 
den täglichen Energieverbrauch füge ich keinen 
direkten Schaden an. Bei den Emissionen, welche 

dieser verursacht hingegen schon. Diese 
zeichnen sich ab durch eine Verschlechterung 
der Luftqualität, das Einwirken auf die Biosphäre 
und nicht zuletzt auch durch die Veränderung in 
den globalen klimatischen Verhältnissen. 
Sämtliche dieser Folgen schaffen auch 
gravierende räumliche Diskrepanzen, das heisst 
manche Regionen sind unter Umständen stärker 
betroffen von den negativen Auswirkungen, 
unabhängig vom ursprünglichen Verursacher. 
Ein weiteres Problem liegt in der 
Schuldzuweisung. Obwohl eigentlich klar ist, 
dass fast jeder westliche Konsument Emissionen 
produziert, wird das Thema auf der nationalen 
Ebene angegangen, was zur Folge hat, dass das 
relative Verschulden vom Verursacher losgelöst 
wird. Jegliche Versuche diese Tatsache zu 
ändern wird als ein Angriff auf die persönliche 
Entscheidungsfreiheit verstanden. In der 
Industrie wird bereits auf das Verursacherprinzip 
zurückgegriffen, betrachtet man allerdings das 
Wirtschaftssystem als Ganzes, so sind die meisten 
wirtschaftlichen Aktivitäten nur eine Folge der 
Nachfrage in der Bevölkerung, wenn man von 
politischen Eingriffen, wie Subventionsgeldern 
und sonstigen Steuerungen absieht.  

Somit kehren wir zu der Frage zurück, ob man 
nicht im Bereich des Energieverbrauchs und der 
Emissionen regulative Möglichkeiten nutzen 
sollte. Die Frage des Energieverbrauchs und der 
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Emissionen stellen eigentlich zwei beinahe 
losgelöst Bereiche dar, dies soll jedoch erst später 
diskutiert werden. 

Wie deutlich wurde, befinden wir uns hier auf 
einem emotional sehr geladenen Thema, 
welches als Folge dessen auch politisch sehr 
umstritten ist. Daher nähern wir uns der 
Diskussion erst einmal auf der theoretischen 
Ebene. Man kann die regulativen Möglichkeiten 
vereinfacht in vier Teilbereiche unterteilen: 

• Anhand der Gesetzgebung mit Ge- und 
Verboten 

• Durch Anreizsysteme  
• Über Preissysteme; Besteuerung 
• Freiwillig (gefördert durch Aufklärung 

und Sensibilisierung) 

Alle vier Möglichkeiten werden heute bereits sehr 
intensiv genutzt. Dabei finden sich 
natürlicherweise erhebliche internationale 
Unterschiede. 

Ein möglicher regulativer Ansatz 

Seit Januar 1991 existiert in Italien ein Gesetz, 
dass sowohl die Heizperiode als auch die 
maximale Heiztemperatur festlegt (Legge 9 
gennaio 1991, n.10 e regolamento di attivazione 
sancito dal DPR 26 agosto 1993). Dieses Teilt das 
Land in fünf geographische Zonen von A bis E, 

wobei A die südlichste Zone ist, in der am 
wenigsten geheizt werden darf. In der Zone A, ist 
das heizen ab dem 1. Dezember bis zum 15. März 
jeweils für 6 Stunden täglich gestattet. In der 
Zone E hingegen (in der sich beispielsweise 
Mailand befindet) darf man vom 15. Oktober bis 
zum 15. April für jeweils 14 Stunden täglich 
heizen. Davon ausgenommen sind Hochalpine 
Zonen in denen keine Einschränkungen 
vorliegen, und es somit gestattet ist, zu jeder 
Jahreszeit beliebig lang zu heizen.  

Die Temperaturbegrenzung beläuft sich auf 
18°C + 2°C Toleranz für Industriegebäude und 
auf 20°C + 2°C Toleranz für alle anderen 
Gebäude.  

Für aussergewöhnliche Wettereinbrüche 
während der wärmeren Jahreszeiten kann der 
jeweilige Bürgermeister das Recht erlassen, die 
Heizungen in Betrieb zu nehmen.  

Gebäude mit neuartigen Heizungsanlagen, die 
über Temperiergeräte und eine Bilanzierung des 
Energieverbrauchs verfügen sind von der 
Beschränkung der täglich erlaubten 
Heizstunden ausgenommen. 

Eine solche Regulierung wäre auch in der 
Schweiz durchaus denkbar, den 

entsprechenden klimatischen Verhältnissen 
angepasst. 

Neuer Trend: Lokalversorgung 

Ein weiterer Ansatz bietet das in letzter Zeit 
aufgekommene „Urban Farming“ bei dem auch 
in städtischen Gebieten kleine Freiflächen 
genutzt oder umgenutzt werden um zum 
Beispiel eigenes Gemüse anzubauen. Dies 
ermöglicht eine gewisse Lokalversorgung und 
auch wenn der Gesamtbedarf hiermit niemals 
vollständig gedeckt werden kann, ist dies 
sicherlich ein sinnvoller Ansatz , den es 
weiterzuverfolgen gilt. Gerade in der Schweiz, wo 
die Bebauungen im allgemeinen noch nicht so 
dicht sind, müssten solche Projekte sehr leicht 
umsetzbar sein. Dieser Ansatz sollte nicht mit den 
allgemein bekannten Schrebergärtchen 
verwechselt werden, diese liegen oftmals am 
Stadtrand und wären daher nicht in Fussdistanz 
erreichbar, was den Nutzen zunichte macht. Die 
eigentliche Schwierigkeit liegt jedoch eher in der 
Nachfrage und Motivation von Seiten der 
Bevölkerung- hier müssten solche Initiativen 
eindeutig vermehrt gestärkt werden. Das könnte 
über dies hinaus auch zur öffentlichen 
Aufklärungsarbeit beitragen. 
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4.7 Weitere Themen ausserhalb des Betrachtungsperimeters 

Für eine umfassende Untersuchung zur 
Umsetzung der 2000-Watt-Gesellschaft sind noch 
weitere Themen zu beachten. Einige davon 
sollen hier kurz genannt und beschrieben 
werden, es wird jedoch nicht weiter auf sie 
eingegangen, da sie für diesen Bericht von 
untergeordneter Relevanz sind, 
beziehungsweise ausserhalb des 
Kompetenzbereichs dieses Berichtes liegen. 

Einer dieser Bereiche ist zum Beispiel die 
Infrastruktur. Sicherlich gibt es in diesem Bereich 

Potential zur Verbesserung. Ein Beispiel dafür 
wäre die Wärme-Kraft-Koppelung, die momentan 
zwar schon eingesetzt wird, gegenüber einem 
herkömmlichen Gas- und Dampfkraftwerk 
jedoch einen geringeren Wirkungsgrad aufweist. 
Dies könnte sich jedoch ändern durch die 
Entwicklung der Brennstoffzelle, die den 
Wirkungsgrad erhöhen würde und das System 
der Wärme-Kraft-Koppelung somit attraktiver 
würde. Dies ist jedoch nur ein Beispiel, genauere 
Ausführungen sind im Rahmen dieses Projekts 

nicht vorgesehen. Ebenso gilt es im Bereich der 
erneuerbaren Energien festzulegen welche 
Versorgungsarten sich am ehesten eignen, 
höchstwahrscheinlich sind diese stark 
Standortabhängig. 

Es lässt sich also sagen, dass im Bereich der 
Energieversorgungstechnologien und 
Infrastrukturen noch ein beträchtlicher 
Untersuchungsspielraum offen ist, der von 
entsprechenden Fachleuten analysiert werden 
könnte. 

4.8 Zusammenfassung der möglichen Massnahmen nach Kriterien 

Die untenstehende Tabelle bietet nochmals eine 
Übersicht über mögliche Massnahmen in den 
zuvor diskutierten Bereichen, welche konkret in 
eine Arealplanung einfliessen könnten. 

Massnahmen zur Weiterbearbeitung 

Die relevantesten Massnahmen zur 
Weiterbearbeitung insbesondere mit Bezug auf 
die Aufgaben der Raumplanung finden sich in 
den Bereichen Mobilität, Wohnen und Arbeiten 
und Bauweise und Bautypologie. Die Bereiche 

Konsum und Nutzung und Verhalten spielen 
zwar eine wichtige Rolle in der Zielsetzung der 
2000-Watt-Gesellschaft, sie können allerdings 
nicht von der Raumplanung tangiert werden 
und werden somit fortan ausser Acht gelassen. 
Über eine Integration in ein Planungsprojekt 
kann trotzdem weiter nachgedacht werden, es 
besteht nur zu diesen Themen im Rahmen dieser 
Arbeit kein weiterer Untersuchungsbedarf.  

Das Thema der Mobilität ist zwar für die 
Raumplanung von grösserer Bedeutung, jedoch 

wurde in den Projektvorschlägen der Teams 
schon sehr fundiert über adäquate Lösungen 
nachgedacht, daher wird im folgenden Teil nur 
eine begrenzte Auseinandersetzung mit dem 
Thema stattfinden.  

Der Fokus der praktischen Analyse des Gebiets 
Eschenbüel in Uster wird eine Diskussion der 
Wirksamkeit der oben genannten Kriterien in 
den Bereichen Wohnen und Arbeiten und 
Bauweise und Bautypologie sein. 
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Quartierbüros (auch für das Thema „Wohnen und Arbeiten“ relevant). 

Mobility und Car-Sharing sowie ÖV-Abos im Mietpreis integriert; Förderung des 
Langsamverkehrs mit entsprechenden Infrastrukturen (Velo-Abstellplätze etc.). 

Attraktive Aussenraumgestaltung. 

Nutzungsmischung. 

Mobilität 

Überlagerung von Verkehrs- und Freizeitflächen, besonders in Städten, z.B. „Shared Space“ 
(auch für den Bereich der Bautypologie relevant). 

Höhere Dichte: minimale Ausnützungsziffer von a=0,9 im periurbanen ländlichen Raum, 
mehr in Städten. 

Wohnraumbegrenzung auf 35m2 pro Person (bei Mehrpersonenhaushalten ist eine 
Erhöhung der Fläche proportional zu der Anzahl Bewohnern möglich, z.B. 2 Personen 80m2, 
3 Personen 120m2, 4 Personen 150m2 etc.) → indirekte Förderung höherer Belegungsgrade. 

Anlehnend an die Wohnraumbegrenzung ein optimiertes Wohnflächenmanagement  mit 
einer Auslagerung bestimmter Funktionen auf gemeinschaftliche Räume. 

Wohnen und Arbeiten 

Vollständig beheizte Fläche maximal 60% pro Wohneinheit. 

Zwingende Gebäudeausrichtung nach Süden. Bauweise und 
Bautypologie 

Maximales Oberflächen- Volumen Verhältnis von A/V= ~ 0.60 m2/m3. 
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Minimale Geschossigkeit von 3 Geschossen (ca. 9m) in ländlichen Gebieten und 5 
Geschossen (ca. 15m) in städtischen Gebieten. 

 

Geschlossene Bauweise bei Kleinbauten. 

Konsum Tauschbörsen (lokal auf dem Areal). 

Informationsdisplays mit Verbrauchsdaten und Kostenanzeigen für Heizung, Elektrisch und 
Warmwasser sowie individuelle Temperierung jedes Wohnraums  via Thermostat. 

Urban Farming. 

Nutzung und 
Verhalten 

Heiztemperaturbeschränkung auf 20° C + 2° C Toleranz. 

 

Erhoffte Wirkung der raumplanerisch 
relevanten Teilbereiche 

Mobilität 

Die Massnahmen im Bereich der Mobilität sind in 
erster Linie wichtig, um eine günstige 
Siedlungsstruktur zu erreichen, die räumlich 
induzierte Mobilität zu reduzieren und dabei 
idealerweise die zurückgelegte mittlere 
Tagesdistanz zu reduzieren. Eine theoretische 
Annahme dazu folgt im Beschrieb des Beispiels 
Eschenbüel. 

Wohnen und Arbeiten 

Durch die Kombination der oben genannten 
Kriterien einer erhöhten Dichte, der 
Wohnraumbegrenzung, der Auslagerung eines 
Teils der Wohnfunktionen und einer Reduktion 
der vollständig beheizten Wohnflächen, soll 
einerseits eine Reduktion des Heizwärmebedarfs 
angestrebt werden, andererseits soll auch der 
Flächenbedarf pro Kopf reduziert werden. Dies 
ermöglicht wiederum einen haushälterischen 
Umgang mit dem Boden, wie dies im 
eidgenössischen Raumplanungsgesetz 

vorgesehen ist und erlaubt auch eine deutlich 
bessere Nutzung des verfügbaren Freiraums. 
Basierend auf einigen Grundannahmen konnte 
bereits demonstriert werden, dass ein solcher 
Ansatz effektiv wäre. 

Bauweise und Bautypologie 

Die Kriterien im Bereich Bauweise und 
Bautypologie haben in erster Linie zum Ziel eine 
unvorteilhafte Bauweise zu Verhindern. Konkret 
heisst dies, durch die oben genannten 
Massnahmen wird verhindert, dass weiterhin 
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Einfamilienhaussiedlungen mit vielen 
freistehenden Gebäudestrukturen errichtet 
würden. Überdies hinaus ermöglichen solche 
Siedlungsstrukturen auch einen besseren 

Umgang mit Energie, auch wenn diese Faktoren 
einen untergeordneten Einflusswert haben im 
Vergleich mit der Bautechnik. 

 

5. Analyse der Einflussfaktoren anhand des Beispiels der Gebietsentwicklung „Eschenbüel“, Uster 

5.1 Ausgangslage und Aufgabenstellung 

Das Gebiet Eschenbüel umfasst Land von „ca. 
15ha am Stadtrand von Uster in der 
Reservezone“. Der Gemeinderat von Uster hat die 
Reservezone zur Überbauung freigegeben „um 
neue Kapazitäten für die Entwicklung von Uster 
bereitzustellen“. Heute wird das grösstenteils 
unüberbaute und unerschlossene Gebiet 
landwirtschaftlich genutzt.  

Für die Freigabe zur Überbauung wurden 
Nutzungsvorstellungen samt Richtlinien 
festgelegt. Die Überbauung erfordert ein 
Quartierplan, einen Gestaltungsplan sowie einen 
Erschliessungsplan. Das Quartier- und das 
Gestaltungsplanverfahren wurden im Januar 
2008 eingeleitet.  

Mit dem Studienauftrag wurde auch eine 
Bebauungsstudie als Basis für den Quartier- und 
Gestaltungsplan erarbeitet. Das Ziel war die 
Entwicklung eines städtebaulich und 
landschaftsplanerisch überzeugenden 
Gesamtkonzepts. 

Der Planungsauftrag wurde öffentlich 
ausgeschrieben und erfolgte im selektiven 
Verfahren. Von 18 Eingängen wurden drei 
Teams vom Beurteilungsgremium ausgewählt 
und zur Teilnahme eingeladen. Das 
Siegerprojekt bildet die Grundlage für die 
Ausarbeitung des Quartier- und 
Gestaltungsplans (Stadt Uster, 2009). 

Abbildung 11 zeigt eine Luftaufnahme der Stadt 
Uster, das Gebiet Eschenbüel ist gekennzeichnet. 
Abbildungen 13 bis 17 zeigen einige Fotos des 
heute noch unüberbauten Gebiets und der 
Umgebung. 
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Abbildung 11: Innerer Perimeter des 
Planungsgebiets Eschenbüel, Uster. 

Das nordöstliche Ende des Gebietes ist in 
weniger als zehn Minuten zu Fuss vom Bahnhof 
Uster aus erreichbar. Da sich das Gebiet jedoch 
über eine relativ grosse Fläche erstreckt, ist dies 
nicht für das gesamte Gebiet möglich. Jedoch 
wäre es sicher eine ideale Distanz für das 
Fahrrad.  

Die Sonnenbergstrasse im Süden des Areals ist 
bereits heute relativ gut mit dem öffentlichen 

Verkehr erschlossen. Ein Bus Richtung Bahnhof 
fährt tagsüber ca. alle 15 Minuten.  

Abbildung 12: ÖV-Erschliessungsgüte von 
Eschenbüel (ARE; web-GIS). 

Abbildung 12 zeigt die ÖV-Erschliessungsgüte 
des Planungsareals. Der grösste Teil des 
Planungsareals ist noch in der Güteklasse C.  

Abbildung 13: Das Gebiet Richtung Süden 
(Sonnenbergstrasse). 

Abbildung 14: Das Gebiet Richtung Südwesten mit 
der bereits überbauten 3-geschossigen Wohnzone 
im Hintergrund. 

Massstab 1: 5,000

Bundesamt für Raumentwicklung ARE

Daten: swisstopo, INFOPLAN-ARE, GEOSTAT-BFS

Haftung: Obwohl die Bundesbehörden mit aller Sorgfalt auf die Richtigkeit der veröffentlichten Informationen achten, kann hinsichtlich der inhaltlichen Richtigkeit, Genauigkeit, Aktualität, Zuverlässigkeit und Vollständigkeit dieser Informationen
keine Gewährleistung übernommen werden.Copyright, Bundesbehörden der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 2007. http://www.disclaimer.admin.ch

150m100500
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Abbildung 15: Das Gebiet Richtung Osten 
(Zürichstrasse).  

Abbildung 16: Das Gebiet Richtung Nord-Osten 
(Zürichstrasse). 

Abbildung 17: Nahegelegene Schule an der 
Krämeracherstrasse. 

Ziel des Studienauftrages war die „Entwicklung 
eines städtebaulich und landschaftsplanerisch 
überzeugenden sowie ressourcen- und 
umweltschonenden Gesamtkonzeptes“ für das 
Gebiet.  

Des Weiteren hat die Stadt Uster zusammen mit 
Firmen aus der Schweiz und Deutschland eine 
Pilotstudie über die zukünftige Nachfrage auf 
dem Wohnungsmarkt erstellt. „Ziel der Studie 
war es, Kenntnisse über die aktuelle 
Wohnsituation und die potentiellen Nachfragen 
auf dem Wohnungsmarkt Uster zu erlangen“ 
sowie „mittels Szenarien Handlungsoptionen für 
die Wohnungs- und Standortpolitik aufzuzeigen 
und Strategien für die Ausrichtung der Gebiets- 

und Wohnbauentwicklung“ zu erarbeiten und 
diese „in konkrete Empfehlungen hinsichtlich 
der Einzonung und Entwicklung im Gebiet 
Eschenbüel umzusetzen“ (Stadt Uster, 2009). Für 
das Gebiet Eschenbüel wurden somit zwei 
Szenarien ausgewählt, die „gezielt auf die 
Bedürfnisse [der] Nachfragegruppen“ eingehen 
sollen (Stadt Uster, 2008). 

Das Szenario 1 wird als „das Arrivierte“ 
bezeichnet und das Szenario 2 als „das 
Moderne“. Beide Szenarien dienen als Grundlage 
für die beabsichtigte Zielgruppe, die später das 
Areal in Eschenbüel bewohnen soll. Für beide 
Szenarien wurde versucht „zwei idealtypische 
Profile für das Quartier Eschenbüel und ihre 
Bewohnende szenisch zu umschreiben“. Da der 
„Siedlungsentwurf [...] im Studienauftrag in 
Anlehnung an diese Szenarien“ zu erfolgen hat 
(Stadt Uster, 2008), werden diese hier vollständig 
aufgeführt: 

• Szenario 1: „Das Arrivierte“ 

«Familie Meier hat es kein Moment lang bereut, 
von Meilen nach Uster gezogen zu sein. Im neuen 
Quartier Eschenbüel konnte sie sich endlich ihren 
lang gehegten Traum vom eigenen Haus erfüllen. 

Auch wenn das Quartier auf den ersten Blick wenig 
spektakulär wirkt, lassen die Häuser und 
Wohnungen kaum einen Wunsch hinsichtlich 
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Ausstattung und technischer Einrichtung offen. 
Während die Eltern den grosszügigen Garten zum 
Ausspannen geniessen, schätzen die Kinder die 
Segelmöglichkeiten auf dem nahen Greifensee. Der 
Quartierplatz mit Skulpturengarten vermittelt ein 
ruhiges und entspanntes Ambiente. Einmal im 
Monat findet dort der Quartiermarkt mit einer 
breiten Palette an biologischen Produkten statt.» 
(Stadt Uster, 2008). 

• Szenario 2: „Das Moderne“ 
 
«Eigentlich wollte Fred Müller ja gar nicht aus der 
Stadt Zürich wegziehen. Aber das 
Wohnungsangebot im neuen Quartier Eschenbüel 
war zu verlockend. Für diesen Preis hätte er in 
Zürich nie und nimmer eine solch grosszügig 
geschnittene Wohnung erhalten. Und erst die 
grosszügige Dachterrasse! In der spartanisch 
eingerichteten ‹Eschi-Lounge› ist immer ein 
Gesprächspartner anzutreffen, mit dem sich bei 
einem Single Malt und einer Zigarre über Gott, die 
Welt und die Entwicklung der Börsenkurse 
diskutieren lässt. Und falls Fred mal keine Lust auf 
Gesellschaft hat, holt er sich im ‹24 Hours Shop› 
Pizza und Bier und macht sich einen gemütlichen 
Abend im Heimkino. Als Senior Consultant im IT-
Bereich ist Fred natürlich viel unterwegs. Umso 
mehr geniesst er das Skaten am Greifensee. Aber 
jetzt, wo seine Freundin schwanger ist, überlegt er 
sich gleichwohl, sich selbständig zu machen, in der 

Wohnung ein Büro einzurichten und etwas 
sesshafter zu werden. Wäre doch mal was 
anderes.» (Stadt Uster, 2008). 

Wie aus den Szenarien ersichtlich wird ist Uster 
immer noch ein begehrter Wohnort aufgrund 
der Nähe zu Zürich und den vergleichsweise 
niedrigeren Preisen. Es stellt sich auch eine 
Schwierigkeit dar, diesen modernen Lebensstil 
nach den Zielen der 2000-Watt-Gesellschaft zu 
verwirklichen. Dies wird auch vom 
Beurteilungsgremium zur Sprache gebracht: „Die 
Nutzungsvorstellungen und Richtlinien sind 
zum Teil widersprüchlich. Dies gilt insbesondere 
in Bezug auf die formulierten Szenarien und die 
energetischen Grundsätze.“ (Stadt Uster, 2008). 
Trotzdem ist die Auftraggeberin zuversichtlich, 
dass mit einer entsprechenden Planung mit 
dieser Problematik umgegangen werden kann. 

Die Beurteilungskriterien für die 
Wettbewerbsjurierung richten sich nach den 
folgenden Schwerpunkten: 

• Städtebauliches Konzept: Qualität der 
öffentlichen und privaten Aussen-, Frei- 
und Grünräume sowie Zugänglichkeit. 

• Quartierqualität bezüglich der 
idealtypischen Profile gemäss Szenarien 
1 und 2 

• 2000-Watt-Gesellschaft respektive Vision 
Energie 2050: Sind Ansätze und 

Vorschläge vorhanden, welche die 
angestrebte ressourcen- und 
umweltschonende Verwirklichung des 
Siedlungskonzeptes respektive der 
Überbauung ermöglichen? 

• Siedlungsökologie/ Mobilität: Sind 
Vorschläge und Ansätze auszumachen, 
die den im Programm geforderten 
siedlungsökologischen Vorgaben 
entsprechen? 

• Quartierplantauglichkeit: Beruht die 
Quartierstruktur auf den rechtlichen 
Rahmenbedingungen des 
Quartierplanes (PBG § 123 bis 146)? 

(Stadt Uster, 2008). 

Als mögliche Massnahmen für den 
Siedlungsentwurf werden aufgelistet: 

• bauliche Dichte 
• Anordnung und Dimensionierung der 

Baumvolumen 
• Vorgaben betreffend Minergiestandard 
• Nutzung der Fernwärme ab ARA 
• Verwendung erneuerbarer Energie 
• Reduktion der baulichen Eingriffe ins 

Grundwasser 
• Optimale Erschliessung mit dem 

öffentlich Verkehr 
• Optimale Einbindung der Fuss- und 

Radwegerschliessung ins städtische 
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Wegnetz 

(Stadt Uster, 2008). 

Des Weiteren soll die Überbauung in etwa 
mindestens der Wohnzone W3/50 entsprechen, 
das heisst  maximal 3 Vollgeschosse sowie ein 
Untergeschoss und 2 Dachgeschosse bei einer 
maximalen Ausnützungsziffer von 50% . In 
diesem Fall entspräche dies also 75'000 m2..  

Im weiteren Vorgehen sollen nun zwei der drei 
Beiträge genauer untersucht werden. Zunächst 
das Siegerprojekt, welches zur 
Weiterbearbeitung ausgewählt wurde und 
anschliessend das Projekt welches die höchste 
Energieeffizienz aufwies. Anschliessend soll 
versucht werden anhand der Vorteile beider 
Projekte einen Vorschlag zu erarbeiten, der eine 
erhöhte städtebauliche Qualität sowie auch eine 
gute Energieeffizienz aufweist. Dabei werden die 

im konzeptionellen Teil erläuterten Faktoren 
eingebracht und es wird analysiert, wie diese auf 
praktischer Ebene umgesetzt werden könnten. 
Aufgrund dieser Erkenntnisse soll dann in einem 
finalen Teil erläutert werden welche Grundsätze 
sich für die Raumplanung ableiten lassen und 
wie diese sich durch die vorhandenen 
raumplanerischen Instrumente umsetzen liessen, 
beziehungsweise wo noch weiterer 
Untersuchungsbedarf besteht. 

5.2 Siegerprojekt  

Abbildung 18 zeigt den Bebauungsnachweis 
dieses Projektes von Amman Albers Stadtwerke 
GmbH, Zürich; Hesse + Schwarze + Partner, Büro 
für Raumplanung AG, Zürich; Sieber Cassina + 
Partner AG, Zürich und FH Consulting F. Häubi, 
Zürich. 

Das Projekt wurde aufgrund seiner 
städtebaulichen Qualitäten zur 
Weiterbearbeitung ausgewählt, der 
Beurteilungsbericht schreibt: „Der Vorschlag 
bietet insgesamt interessante Ansätze für ein 
attraktives Stadtquartier an der Peripherie von 
Uster. Der abwechslungsreich szenierte 
öffentliche Raum bildet ein starkes Rückgrat für 
die unterschiedlichen privaten Bauvorhaben. 
Dieser ist im Rahmen des Quartier- und 
Gestaltungsplans in hohem Masse gestaltbar.“ 

(Stadt Uster, 2009).  

Das Projekt hat in etwa eine totale Wohnfläche 
von 71'200 m2 und circa 8'900 m2  Gewerbefläche. 
Daraus ergeben sich ca. 700 Wohnungen 
beziehungsweise ca. 1550 Einwohner.  

Das Team erarbeitete fundierte Konzepte zur 
Freiraumnutzung, dem öffentlichen Verkehr, der 
Erschliessung, der Parkierung, dem Lärmschutz 
sowie einem Grünkonzept. Auf diese wird nicht 
genauer eingegangen, da dies eine zu 
detaillierte Analyse erfordern würde. Trotzdem 
werden einige Elemente aus den Vorschlägen 
zwischendurch aufgegriffen um sie später mit 
denen von Ernst Basler + Partner vergleichen zu 
können.  
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Abbildung 18: Siegerprojekt von Amman Albers 
Stadtwerke GmbH 

Zum Nachweis der 2000 Watt-Tauglichkeit 
schreibt das Projektteam: „Um die gesetzten Ziele 
zu erreichen muss der heutige durchschnittliche 
Energieverbrauch fürs Wohnen in Uster (inkl. 
zugehörigem Mobilitätsanteil) etwa auf einen 
Drittel gesenkt werden. Für den Anteil 
Wärmeerzeugung ist dies gut erreichbar (...). Für 
den Mobilitätsanteil bedarf es besonderer 
Anstrengungen in allen Phasen der Planung 
und Umsetzung.“ (Amman Albers Stadtwerke 
GmbH et al.). 

Laut dem Projektbeschrieb werden in Uster 
heute im durchschnitt etwa 2'300 W/p.a. für die 
Wohnnutzung verbraucht (bei 50 m2 EBF/p). 
Davon werden für den Bereich „Wärmebedarf 
Wohnen (Heizung + Warmwasser)“ 840 W/p 
angerechnet wobei durch die Einhaltung des 
Minergie-P Standards diese Zahl auf 170 W/p für 
die Überbauung Eschenbüel kommen soll. Der 
„Mobilitätsanteil Wohnen“ soll von heute 710 
W/p auf 200 W/p bis 2050 gesenkt werden. Dies 
soll primär anhand der Förderung des 
Langsamverkehrs (LV) und des Öffentlichen 
Verkehrs (ÖV) erreicht werden und in dem eine 
„autoarme Wohnkultur“ mit guter 
Nahversorgung gefördert wird.  

Ein wichtiges Prinzip, dass das Team 
angewendet hat, ist die „Gleichbehandlung aller 
Verkehrsarten“. Die Parkplätze werden 
standardisiert mit einem Parkplatz  (PP) pro 
Wohnung angerechnet, wobei hier „im Interesse 
der Vermarktbarkeit (...) die Erstellung eines 
Parkplatzes (...) direkt auf dem Baufeld 
zugelassen wird“. Eine Reduktion wird 
angestrebt durch eine minimale Anzahl an PP 
pro Baufeld, der Rest soll in Quartierparkhäusern 
angelegt werden. Ebenfalls sollen alle PP generell 
kostenpflichtig sein, um Kostenwahrheit zu 
erreichen.  

Die städtebauliche Vision nachdem das Team 
den Entwurf erarbeitet hat heisst „Urban und 
Grün“ in der verschiedene Stimmungen und 
Nutzungsarten auf öffentlichen und privaten 
Aussenräumen gefördert werden sollen.  

Die Unterteilung in Baufelder und verschiedene 
Gebäudeformen soll „an möglichst vielen Stellen 
für unterschiedliche Wohnungstypen Bestlagen 
zu schaffen“.  
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5.3 Projekt mit der besten Energieverbrauchsbilanz 

Dieses Projekt wurde von Ernst Basler + Partner; 
Zürich sowie AGPS Architecture; Zürich und 
Gadient Landschaftsarchitektur; Zürich 
entwickelt. Abbildung 19 zeigt den 
Projektvorschlag. 

Das Projekt hat eine Wohnfläche von ca. 94'700 
m2  und eine Gewerbefläche von ca. 1'800 m2. 
Aufgrund des höheren Wohnanteils finden sich 
hier ca. 950 Wohnungen oder in etwa 2'100 
Einwohner.  

Die städtebaulichen Grundkonzepte sind eine 
Verwebung von Stadt- und Landschaftsraum 
und eine hohe Dichte bei relativ niedrigen 
Bauten. Durch die Zeilenköpfe soll eine 
„deutliche Siedlungskante“ geschaffen werden 
die das Gebiet lesbar macht. Ebenso sollen die 
Zwischenräume sich mit der dichten Bebauung 
kontrastieren und „prägende Aussenräume“ 
schaffen. Abbildung 19: Projekt mit der besten 

Energieverbrauchsbilanz von Ernst Basler + Partner 
und AGPS.Architecture. 

Ein weiterer städtebaulicher Aspekt ist, dass 
Konzept „Einfache Regeln- Grosse Vielfalt“. Dabei 
ist die Blockstruktur, wie sie auf dem Plan 

ersichtlich ist nur eine Grundform, die Idee ist 
diese so stark wie möglich zu variieren. Es sind 
„Reihen- und Stadthäuser, Geschoss- und 
Atelierwohnungen, geschlossene Bauzeilen und 
offene Gruppen möglich.“  

Für das Erreichen der 2000-Watt-Gesellschaft 
setzt das Team ebenfalls auf das Konzept einer 
autoarmen Siedlung. Es wird argumentiert, dass 
durch die hohen Einwohnerzahlen ein gutes ÖV-
Angebot (Taktverdichtung auf 5 Min. in den 
Hauptverkehrszeiten) machbar wird. Ebenso 
setzt man in diesem Entwurf auf das Teilen der 
meisten Anlagen. Durch die hohe Dichte und 
Minergie-P beziehungsweise –ECO soll der 
Energieverbrauch für die Wohnnutzung auf ca. 
2'840'000 kWh/a kommen. Die Parkierung erfolgt 
zentral in einem Parkhaus und wird nach 
„marktwirtschaftlichen Instrumenten“ vergeben. 
Eine Parkierung auf dem Strassenbereich soll 
vermieden werden. Carsharing und eine 
Mobilitätsberatung sollen ebenfalls 
implementiert werden. Der Langsamverkehr soll 
das prägende Element der Siedlung werden, 
wobei „Erschliessungsräume (zu) 
Begegnungsräumen“ werden sollen. 
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5.4 Auswertung und Vergleich der beiden Projekte 

Die vorgeschlagene Bauweise von Ernst Basler + 
Partner und AGPS Architecture erlaubt ein 
optimales Oberflächen-Volumen Verhältnis der 
Wohngebäude, wie Anhang 1 rechnerisch 
demonstriert. Der Vergleich mit dem 
Siegerprojekt zeigt allerdings, dass nur ein 
geringer Vorteil gegenüber einigen der 
Gebäudeformen der Siegerprojekts (z.B. der „Villa 
auf der Etage“ (14m•14m); 4-Geschossig) vorliegt.  

Da jedoch die Gebäudeformen in den Originalen 
Vorschlägen unterschiedliche Geschosshöhen 
aufweisen, kann der Vergleich nicht eindeutig 
vollzogen werden, da sich die Geschosshöhe auf 
das Oberflächen-Volumen Verhältnis auswirkt. 
Aus diesem Grund wurden in Anhang 2 alle 
Gebäudeformen auf 3 Geschosse normiert.  

Wie aus Anhang 2 ersichtlich wird ist bei den 
Wohngebäuden zwar immer noch der 
Wohnblock (70m•12m) mit einem A/V Verhältnis 
von ~0.42 m2/m3 am vorteilhaftesten jedoch ist 
der Wohnblock (26m•14m) des Siegerprojekts 
von Amman Albers mit A/V= ~0.44 m2/m3 nur 
geringfügig schlechter (Der Wohnblock 48m • 
12m ist mit A/V=~0.43 m2/m3  noch etwas besser 
ist aber von der Struktur her nicht so interessant, 
da auch er eine vorwiegend längliche Struktur 
aufweist). Durch die erhöhte Breite des 

Gebäudes (im Vergleich zum Wohnblock 
26m•10m) erhöht sich die Oberfläche nur 
geringfügig während das Volumen signifikant 
ansteigt und somit das Verhältnis relativ deutlich 
von A/V= ~0.50 m2/m3 auf A/V= ~0.44 m2/m3 

verbessert. 

Insgesamt lässt sich jedoch sagen, dass bei dieser 
Gebäudeform (Wohnblock; 26m•14m) die 
Erweiterung in die Höhe einer 
gleichbedeutenden Erweiterung der 
Grundfläche vorzuziehen ist. Anhang 3 
demonstriert dies rechnerisch. Dies resultiert 
daraus, dass das Volumen signifikant ansteigt, 
während die Oberfläche proportional gesehen 
am wenigsten zunimmt. Das heisst konkret, bei 
einer Geschosshöhenerweiterung von 3 Metern 
nimmt die Oberfläche um 240 m2 zu während 
das Volumen um 1092 m3 ansteigt. Erweitert man 
hingegen die Grundfläche in der Breite, stiegt die 
Oberfläche um 210 m2, das Volumen aber nur 
um 702 m3. Somit kommt die 
Geschosshöhenerweiterung auf 30 m2 mehr 
Oberfläche aber auch auf 390 m3 mehr Volumen, 
was das Verhältnis relativ deutlich verbessert. 
Noch deutlicher wird der Vorteil der 
Geschosshöhenerweiterung im Vergleich mit der 
Grundflächenerweiterung in die Länge. Diese 
gewinnt im Vergleich zum Original 138 m2 an 

Oberfläche und 378 m3 an Volumen. Das heisst 
die Differenz zur Geschosshöhenerweiterung 
beträgt hier 102 m2 an Oberfläche und ganze 
714 m3 an Volumen. Dasselbe Verhältnis ergibt 
sich natürlich auch bei einer Erweiterung um 6 
Meter. Somit ist es also fraglich, ob eine 
Blockstruktur mit relativ langen Blöcken (wie sie 
hier im Vorschlag von Ernst Basler + Partner und 
AGPS Architecture vorzufinden sind) wirklich der 
einzige Weg ist um eine gute 
Energieverbrauchsbilanz zu erzielen. Natürlich 
muss man auch beachten, dass ein gutes 
Oberflächen- Volumen Verhältnis bei weitem 
nicht der einzige Faktor ist, der zu einer guten 
Energieverbrauchsbilanz dazuzählt.  

Des Weiteren ist unbedingt zu beachten, dass 
dieses Ergebnis natürlich daraus resultiert, dass 
bei der Geschossflächenerweiterung die grösste 
Grundfläche (26m • 14m =364 m2) erweitert wird 
und das Volumen so logischerweise am stärksten 
ansteigt. Beim Anbau in die Breite ist die 
gewonnene Grundfläche (26m • 9m = 234 m2) 
und somit auch das Volumen bedeutend kleiner, 
beim Anbau in die Länge ist dies natürlich noch 
deutlicher (14m • 9m = 126 m2). Wäre das 
Gebäude Quadratisch so wäre diese Frage 
vollkommen obsolet. Eine solche Frage ist daher 
auf gar keinen Fall pauschal zu betrachten.  
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Sollte man jedoch für das Gebiet Eschenbüel den 
Ansatz Amman Albers Stadtwerke GmbH 
weiterverfolgen wollen, ist es von Vorteil die 
Geschossigkeit zu überdenken. Gerade bei den 
Einfamilienhausreihen und den Wohnblöcken 
derselben Dimension würde die Erhöhung von 
zwei auf drei Geschosse schon eine signifikante 
Verbesserung erlauben, wie Anhang 1 und 2 

demonstrieren. Es ist natürlich offensichtlich, dass 
die Wahl der unterschiedlichen Geschossigkeit 
zur städtebaulichen Qualität beitragen soll, aus 
energetischen Gesichtspunkten ist dies jedoch 
zu überdenken. Immerhin ergibt sich durch die 
Wahl der verschieden Gebäudetypen und deren 
Anordnung schon ein recht diverses Bild. 

 

5.5 Eigene Verbesserungsvorschläge 

Grundlegende Annahmen 

Für die Ausarbeitung der eigenen Vorschläge 
wurde davon ausgegangen, dass man das Areal 
der Zone W3/70 zuschreiben würde. Dies erhöht 
damit die maximal zulässige Gebäudelänge von 
40m auf 60m, was wiederum ein verbessertes 
Oberflächen-Volumen Verhältnis erlaubt.  

Bauweise und Bautypologie 

Minimale Geschossigkeit und 
Ausnützungsziffer 

Die konzeptionell veranschlagte minimale 
Geschossigkeit ist somit natürlich gegeben, die 
Ausnützungsziffer hingegen darf aufgrund des 
Bau- und Zonenreglements nicht a=0,6 
überschreiten. Das Projekt von Ernst Basler + 

Partner und AGPS Architecture geht ebenfalls 
von dieser Zoneneinteilung aus. Die Erarbeitung 
dieses Vorschlags wird versuchen von der 
linearen Blockstruktur des oben gezeigten 
Projekts abzuweichen und diese aufzulockern 
ohne grössere Energieverluste einzubüssen.  

Möglicher Gebäudeaufbau/ 
Beheizungskonzept 

Des Weiteren soll eine optimale Ausrichtung 
erreicht werden, welche eine möglichst grosse 
Ausnutzung der Sonneneinstrahlung 
ermöglicht, sodass gegebenenfalls der 
Heizungsbedarf reduziert werden kann.  

Die gestalterische Idee hinter diesem Entwurf 
geht davon aus, dass man die Gebäude einteilt 
in verschieden stark beheizte „Schichten“. 

So sollen Wohnbereiche, welche nicht permanent 
genutzt werden, wie beispielsweise Gänge gar 
nicht beheizt werden und andere Bereiche, wie 
die Schlafräume, die nur temporär genutzt 
werden, reduziert beheizt werden. Die 
Zeichnung in Abbildung 20 zeigt dies 
schematisch. 
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Abbildung 20: Schematischer  Aufbau einer möglichen Wohnungseinteilung  
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Die unbeheizten Gänge sollen gleichzeitig als 
teilweiser Isolationspuffer dienen, sodass weniger 
Heizenergie benötigt wird. Um eine 
Teilbeheizung der Schlafräume zu ermöglichen 
muss zwischen den Wohn- und Schlafräumen 
eine dickere Isolationsschicht eingefügt werden, 
sodass ein Temperaturunterschied möglich ist. 

Der Gang besteht aus einer Glasfront, sodass die 
dahinterliegenden Schlafräume ausreichend 
belichtet und belüftet werden können. 

Wohnraumbegrenzung 

Wie ebenfalls ersichtlich wird beläuft sich diese 
Struktur auf eine Gesamtwohnfläche von 144m2 
was also für einen 4 –Personen Haushalt noch 
unter den oben vorgeschlagenen 150m2 liegt.  

Teilbeheizung 

Ebenso sind lediglich 72m2 der insgesamt 144m2 
voll beheizt, dies entspricht also genau 50% und 
liegt somit ebenfalls unter dem oben 
veranschlagten Limit. Ginge man weiterhin von 
den durchschnittlich veranschlagten 35m2 pro 
Person aus und der etwaigen Einwohnerzahl von 
2000 Personen so käme man mit diesem Konzept, 
basierend auf einer vollständig im Minergie-P 
realisierten Überbauung auf einen 
Gesamtheizwärmebedarf von ca. 1'350'000kWh/a 
pro Jahr für das gesamte Areal. Zum Vergleich: 

das Projekt von Ernst Basler + Partner und AGPS 
Architecture kommt bei gleichem Baustandard 
und gleicher Einwohnerdichte auf einen 
jährlichen Wert von 2'842’200kWh/a. Dieser Wert 
ist über doppelt so hoch. 

Geschlossene Bauweise 

Die oben aufgeführte Struktur darf keinesfalls als 
Einzelobjekt aufgestellt werden, wichtig ist die 
Anreihung, damit einerseits das Oberflächen- 
Volumenverhältnis verbessert wird und man 
eine dichtere Bebauung realisieren kann.  
Ebenso werden energetische Vorteile geschaffen 
dadurch dass die Wärmeverluste in solch einer 
kompakten Form kleiner sind.  

Die Anordnung um ein zentrales 
Gemeinschaftsgebäude soll einerseits die starre 
lineare Struktur auflockern, wie sie im Vorschlag 
von Ernst Basler + Partner und AGPS Architecture 
vorkommt, andererseits soll sie eher an eine 
Stadthausstruktur erinnern und nicht zu sehr an 
die typische Reiheneinfamilienhausstruktur, wie 
sie teilweise beim Siegerprojekt von Amman 
Albers Stadtwerke et al. vorkommt. Dies sollte 
auch dem angestrebten Einwohnerprofil 
entsprechen, da die Möglichkeit besteht einen 
eigenen Garten zu nutzen, der hier mit einer 
Grösse von 60m2 veranschlagt wird. Die 
Abbildung 21 bis Abbildung 23 zeigen eine 
räumliche Visualisierung des Vorschlags, wobei 

der Fokus auf der volumetrischen Visualisierung 
liegt und nicht auf der Gebäudegestaltung. 

Geteilte Infrastruktur 

Ein ebenfalls elementarer Bestandteil des 
Entwurfs ist der Gemeinschaftsraum in der Mitte 
der Bebauung, der für Infrastrukturen genutzt 
werden soll, sowie gemeinschaftliche Anlagen 
wie Waschküchen, Veloabstellräume und 
eventuell auch Abstellräume, die als eine Art 
überirdisches Kellerabteil dienen. Dies hat den 
Vorteil, dass man flexibel nutzbare und auch 
umnutzbare Strukturen schafft, welche nach 
verschiedenen Bedürfnissen ausgerichtet 
werden können. Des Weiteren ist die 
gemeinschaftliche Waschküche eine 
Auslagerung einer Funktion, welche für das 
alltägliche Wohnen nur begrenzt nötig ist und 
daher nicht noch mehr individuellen, oftmals 
auch noch beheizten Wohnraum beanspruchen 
sollte. Die Veloabstellplätze müssen möglichst 
nah bei den Wohnungen liegen, um nicht 
zusätzliche Unannehmlichkeiten zu kreieren 
welche dazu führen könnten, dass man lieber 
ein anderes Verkehrsmittel benutzt. Daher ist ein 
zentraler Abstellplatz auf dem Areal zu 
vermeiden.  

Ebenso ist die Etablierung von Quartierbüros 
und anderen Gemeinschaftsräumen ein 
integraler Teil des Projekts, wie wir im 
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konzeptionellen Teil gesehen haben. Denkbar 
wäre entweder eine zentrale Anordnung auf 
dem Areal in der Nähe des Quartierkerns mit den 
Einkaufsnutzungen oder aber, auf Grund der 
Grösse des Areals, eine Verteilung auf kleinere 
„Quartierszellen“ um die Gehdistanz zu 

verringern. Rechnet man für 10 Einwohner einen 
Gemeinschaftsraum mit 40m2  Gesamtfläche 
ergibt dies einen relativ grosszügigen Raum, 
dennoch fallen nur 4m2 pro Einwohner an, was 
der Berechnung in der Zukunftsvision Wohnen 
und Arbeiten aus dem konzeptionellen Teil 

entspricht. Für die angestrebte Einwohnerzahl 
von ca. 1550 Personen erhielte man somit 
Gemeinschaftsräume auf einer Gesamtfläche von 
620m2. 

 

 

Abbildung 21: Isometrische Visualisierung des Vorschlags in einer Reiheneinfamilienhausstruktur 
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Abbildung 22: Visualisierung des Vorschlags aus der Vogelperspektive. 
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Abbildung 23: Visualisierung des Vorschlags mit den nach Süden ausgerichteten Fassaden. 

 

Gebäudeausrichtung 

Ein weiterer wichtiger Aspekt dieser Bebauung ist 
die Ausrichtung nach Süden, der 
Gemeinschaftsraum würde dabei relativ genau 
nach Süden ausgerichtet. Dies ermöglicht die 
maximale Sonneinstrahlung für alle 
Wohneinheiten, wobei die Gebäude Richtung 
Südosten mehr Abendsonne haben und die 
Gebäude Richtung Südwesten mehr 
Morgensonne. Abbildung 24 illustriert dies 
nochmals schematisch.  

Abbildung 24: Schematischer Sonnenverlauf. 

Flexible Bauweise 

Die Einteilung in Einfamilienhäuser ist natürlich 
nicht zwingend, man könnte dieselbe oder eine 
leicht variierte Struktur auch für eine 
Wohnblockbebauung nutzen. Diese hätte dann 
als solche auch einen eher städtischen Charakter 
ohne privaten Vorgarten aber mit einer 
gemeinschaftlich genutzten Grünfläche oder wie 
es das Szenario 2 aus dem 
Wettbewerbsprogramm vorsieht mit 
Dachterrassen. Für einen eher städtischen 
Charakter kann man auch die Geschossigkeit 
noch erhöhen, jedoch wäre eine Überschreitung 
von 5 Vollgeschossen nicht mehr im Einklang mit 
den umliegenden Gebäuden und der gesamten 
Morphologie. Natürlich verfolgt man weiterhin 
das Ziel einer Verdichtung, ein zu starker 
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Kontrast zwischen der Bebauung und der 
umliegenden Gegend würde wahrscheinlich 
längerfristig zu einer vermehrten Ablehnung des 
Gebiets führen, da Uster kein innerstädtisches 
Gebiet ist und die Überbauung auch noch am 
Rande der Gemeinde liegt, mit unmittelbarem 
Übergang in die Landschaft 

Eine Visualisierung eines solchen Wohnblocks 
zeigt Abbildung 25.  

Abbildung 25: Visualisierung Wohnblock. 

Städtebauliche Struktur 

Diese Art von Bebauung soll nicht über das 
gesamte Gebiet Eschenbüel erfolgen, da dies 
eine zu monotone Struktur schaffen würde. 
Vorstellbar wäre eine Variierung mit 
gewöhnlichen Blockstrukturen, wie sie bei AGPS 
Architecture vorzufinden sind.  

Nutzungsmischung 

Für das Areal als Ganzes ist es wichtig ein 
Zentrum zu etablieren in dem auch die 
wichtigsten Dienstleistungen vorzufinden sind, 
wie der Kindergarten oder kleines Gewerbe. Dies 
ist nicht nur für die Überbauung selber wichtig, 
sondern ist auch für die umliegenden Quartiere 
von zentraler Bedeutung, da diese momentan 
nicht über solche Dienstleistungen verfügen. 
Dabei muss mindestens ein Lebensmittelladen 
vertreten sein, da dies die wichtigste 
Einkaufnutzung darstellt.  

Aussenraumgestaltung 

Betreffend der Aussenraumgestaltung wurden 
von den Projektteams bereits sehr wertvolle 
Vorschläge vorgebracht. Zusätzlich ist der Wald 
und auch der Greifensee in gut erreichbarer 
Distanz. Daher kann man davon ausgehen, dass 
die Umgebung ausreichend attraktiv, ist um 
einen Grossteil der Freizeit in der näheren 
Umgebung zu verbringen. Für die 
Strassenraumgestaltung auf dem Areal ist es 
dennoch von Wichtigkeit diese so zu vollziehen, 
dass der Strassenraum auch als 
Begegnungsraum genutzt werden kann. 

Mobilität 

Zukunftsvision Verkehr 

Arealspezifische Massnahmen 

Für den motorisierten Individualverkehr wäre ein 
oberirdisches Parkhaus am Rande des Areals 
denkbar. Dies entspringt dem Grundgedanken 
der Langlebigkeit. Sollte das Parkhaus nicht 
mehr als solches verwendet werden können, ist 
die Grundstruktur so flexibel, dass leicht eine 
andere Funktion eingerichtet werden kann. 
Unterirdische Parkhäuser hingegen kreieren 
zwar einen ästhetisch angenehmeres Umfeld, da 
sie nicht direkt sichtbar sind, bergen jedoch auch 
extrem viele Nachteile von hohen 
Erstellungskosten über einen hohen 
energetischen Betriebsaufwand aufgrund der 
benötigten Beleuchtung und Belüftung und 
zuletzt, dass sie eine unverwertbare Struktur 
sind, da sie sich nicht umnutzen lassen.  

Des Weiteren wäre es sinnvoll nicht nur eine 
Taktverdichtung im öffentlichen Verkehr 
anzubieten, sondern auch die Kosten für ein 
Monats- oder Jahresabo in den Mietpreis zu 
integrieren, sofern man auf ein Auto verzichtet. 

Mögliche Wirkungseffekte 

Ausgehend von der Annahme, dass die 
Quartierbüros effizient an 2 bis 3 Tagen in der 
Woche genutzt werden und die Freizeit 
aufgrund der attraktiven 
Naherholungsmöglichkeiten und einem 
angenehmen Wohnumfeld hauptsächlich lokal 
verbracht wird, sowie die Einkaufsdistanzen sich 
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aufgrund der guten Nutzungsmischung 
verringern, kann man bereits eine erhebliche 
Anzahl Personenkilometer sparen. 

Angenommen man nutzt das Quartierbüro an 3 
Tagen die Woche und fährt nur an 2 Tagen an 
einen festen Firmensitz, so könnte sich die 
persönliche Kilometerleistung für die Arbeit von 
8,7km (BFS, 2011) auf bis zu 2,5km pro Tag 
verringern. Da diese Strecke vorwiegend mit dem 
MIV zurückgelegt wird, könnte dies bereits einen 
erheblichen Effekt haben. Der Firmensitz könnte 
dadurch eventuell auch einen geringeren 
Flächenverbrauch aufweisen, da nicht alle 
Mitarbeiter einen permanenten Arbeitsraum 
bräuchten. 

Im Bereich Freizeit haben wir gesehen, dass ca. 
40% der totalen Tagesdistanz mit dem MIV 
zurückgelegt wird, dies entspricht also ca. 6,6km 
(BFS, 2011). Durch ein sehr attraktives 
Wohnumfeld könnte dies vielleicht um einen 
drittel reduziert werden, damit entspräche die 
Tageskilometerleistung in diesem Bereich noch 
ca. 4,5 km. Ein Problem in diesem  Bereich stellen 
natürlich die erhöhte Anzahl an Flugreisen dar.  

Zuletzt kann die Siedlungsplanung noch auf 
den Bereich des Einkaufes Einfluss nehmen. Hier 
findet sich unter Umständen der grösste 

Spielraum. Die mittlere Tagesdistanz für den 
Einkauf heute beträgt 4,3km (BFS, 2011). Davon 
sind wiederum fast 86% mit dem Auto 
zurückgelegt (ARE, BFS, 2006). Dies ist ein 
erheblicher Wert. Durch eine gute 
Nutzungsplanung sollte dieser Wert deutlich zu 
verringern sein. Im Quartier Eschenbüel sollen 
bereits kleine Einkaufnutzungen integriert 
werden. Angenommen diese werden zentral auf 
dem Areal angeordnet, so sollte die maximale 
Entfernung zu den Einkaufsgelegenheiten 
350m betragen und somit in guter Fussdistanz 
liegen. Auch für die umliegenden bereits 
bestehenden Quartiere wäre dies eine sehr gute 
Möglichkeit.  Natürlich muss mit einberechnet 
werden, dass nicht alle Besorgungen lokal 
getätigt werden können, gerade was sperrigere 
Waren betrifft, trotzdem sollte es möglich sein 
den MIV-Anteil für den Einkauf von heute 3,7km 
(ARE, BFS, 2006) auf 1,5km pro Tag beschränken 
zu können. Insgesamt könnte die mittlere 
Tagesdistanz für den Einkauf so auf 2,5km 
beschränkt werden. Im Fall der Überbauung 
Eschenbüel müsste dies gut realisierbar sein, da 
auch das Stadtzentrum nur etwa 1,2km von dem 
Areal entfernt ist.  

In den übrigen Bereichen- Geschäftliche 
Tätigkeiten, Service und Begleitung und 

Unbestimmt- gibt es Siedlungsplanerisch 
praktisch keinen Spielraum, diese Kategorien 
fallen glücklicherweise auch nicht sehr ins 
Gewicht. 

Sollten die oben gehegten Annahmen 
umsetzbar sein so könnte sich die tägliche 
Kilometerleistung pro Person auf ca. 27km 
reduziert werden. Mit einem erhöhten Anteil an 
Langsamverkehr könnte dies bereits sehr 
wirksam sein. Allerdings erfordert dies natürlich 
auf eine sehr starke siedlungsplanerische 
Umsetzung, die landesweit ausgeführt werden 
müsste um eine wirklich sichtbare Wirkung zu 
erzielen. 

Konsum und Nutzung und Verhalten 

Wie oben bereits kurz erwähnt wurde werden 
diese Themen ausser Acht gelassen, da es 
einerseits nicht viel Spielraum gibt und sie 
andererseits definitiv nicht räumlich zu 
beeinflussen sind. 
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6. Wichtigste Erkenntnisse für die Raumplanung 

Kommunale Handlungsmöglichkeiten 

Aus den vorhergehenden Kapiteln wird deutlich, 
dass die Raumplanung zur Umsetzung der 2000-
Watt-Gesellschaft beitragen muss, vor allem was 
die Siedlungsstruktur anbelangt. Auf 
kommunaler Ebene bedeutet dies in erster Line 
eine Bestandesaufnahme der momentanen 
Zonenplanung. Dies ist natürlich ein sehr heikles 
Thema, da eine Umzonung immer ein grosses 
Unterfangen ist, besonders wenn es sich dabei 
um Privatgrund handelt. Trotzdem müssen sich 
die Gemeinden und die Raumplaner einer 
gewissen Grundproblematik bewusst werden, 
nämlich dass viele der heutigen Bauzonen 
extrem ungünstig oder gar am falschen Ort 
plaziert sind. In Fall von Eschenbüel wurde es 
durch die Grösse des Projekts und durch den 
Studienauftrag möglich über Visionen wie neue 
Buslinien und Taktverdichtungen zu diskutieren. 
In vielen Gemeinden wäre dies allerdings nicht 
möglich, allein schon aufgrund von finanziellen 
Restriktionen. Natürlich kann man den 
Bauherren in solche Unterfangen 
miteinbeziehen, aber gerade eine 
Bustaktverdichtung ist eine kontinuierliche 

Ausgabe, die nach einiger Zeit vielleicht nicht 
mehr gedeckt werden kann.  

Daher ist es von grösster Priorität die 
Baulanderschliessung zu überprüfen. Die 
Problematik dabei ist eindeutig, dass eine gute 
ÖV-Erschliessung in vielen Fällen nur schwer zu 
gewährleisten ist und somit die Abstimmung 
zwischen Siedlung und Verkehr zusätzlich 
erschwert oder gar verunmöglicht wird. Gerade 
bei kleineren Bauprojekten wie privatem 
Einfamilienhausbau, der wie wir gesehen haben 
immer noch die Hauptgebäudeform darstellt, 
wird dies sehr deutlich.  

Da es jedoch sehr schwierig ist, eine solch 
grundlegende Überarbeitung durchzuführen, 
sollte sich die Raumplanung in erster Linie auf 
eine Revision der kommunalen Baureglemente 
konzentrieren. Hier bedarf es natürlich einem 
lokal abgestimmten Ansatz, einige 
Grundüberlegungen können aber trotzdem 
gemacht werden. Beispielweise wäre es 
besonders in 2-Geschossigen Wohnzonen von 
Vorteil wenn eine bestimmte Ausnützungsziffer 
oder ein minimales Oberflächen-Volumen 
Verhältnis vorgeschrieben wäre, damit eine 

gewisse Effizienz sichergestellt wird, besonders 
wenn die Erschliessungsverhältnisse schlecht 
sind. Dies muss in Koppelung mit einem guten 
Baustandard geschehen, hier existieren ja bereits 
Ansätze die mehr Bruttogeschossfläche (BGF) 
erlauben, wenn ein Niederenergiestandard 
realisiert wird. Es ist eindeutig, dass Vorschriften 
über eine minimale Ausnützungsziffer oder ein 
bestimmtes Oberflächen-Volumen Verhältnis mit 
den normalen Bestimmungen über maximale 
Gebäudelängen und ähnlichem in 2-
Geschossigen Wohnzonen in Konflikt geraten 
könnten, dies muss dementsprechend 
angepasst werden, sollte eine Überarbeitung in 
Erwägung gezogen werden. 

Bundesweite Planungsproblematik 

Die hier beschriebene Grundproblematik ist auch 
auf der Bundesebene zu beachten, gerade in 
der Phase der RPG-Revision, da es eine 
schweizweite Problematik ist, die einzig in 
innerstädtischen Gebieten nicht ausgeprägt ist.  

Ansonsten ist die Rolle der Raumplanung in der 
Umsetzung der 2000-Watt-Gesellschaft eher 
begrenzt, da es sich grösstenteils um eine sozio-
politische Aufgabe handelt. Sicherlich haben 
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Gemeinden und öffentliche Einrichtungen eine 
Vorbildfunktion und somit sind Pilotprojekte, 
sowohl was den Baustandard angeht, aber auch 
zum Beispiel im Bereich einer effizienten 
Strassenbeleuchtung durch LED-Leuchten, 
wichtige Wegweiser. Eine viel grössere Rolle spielt 
aber der soziokulturelle Druck und -popularität. 
Umsomehr Menschen im unmittelbaren Umfeld 
eine bestimmte Verhaltensweise an den Tag 
legen, um so eher wird diese auch imitiert 
(Williams, 2009). Von daher lässt sich sagen, dass 
die erfolgreiche Umsetzung der 2000-Watt-
Gesellschaft von einem kulturellen Wandel 
abhängt, in dem die sogenannten „early 
adaptors“ (The Chasm- Diffusionsmodell), die 
breitere Masse von diesem Konzept oder 
Lebensstil überzeugen kann. So ein Prozess lässt 
sich zweifelsfrei nicht steuern. 

Bauweise und Bautypologie 

Was die Gebäudetypologien betrifft, kann man 
leider auch keine pauschale Aussage treffen. Der 
oben entwickelte Vorschlag ist gestalterischer 
Natur und auf das Areal abgestimmt. Eine 
geschlossene Bauweise ist sicherlich von Vorteil, 
was zurückführt zu einer älteren Bauweise wie sie 
beispielsweise in den Zähringerstädten 
vorzufinden ist. Dies ist dann jeweils abzuwägen, 
gegen die vorgeschlagene Geschossigkeit und 
das etwaige Volumen.  

Ein vereinfachter Weg um eine bessere 
Koordination zwischen Siedlung und Verkehr zu 
erreichen, bilden kommunale Leitbilder. Durch 
die Festlegung der Entwicklungsrichtung kann 
auch ein Verdichtungspotential aufgezeigt 
werden, sowie auch Gebiete in denen sich eine 
bessere Erschliessung anbietet. Gleichzeitig sollte 
man aber nicht nur über eine Expansion 
nachdenken, es ist ebenso wichtig Gebiete zu 
bezeichnen, in denen keine sinnvolle 
Entwicklung möglich ist und wo man eventuell 
sogar rückbilden kann und sollte, besonders 
wenn dort Reservezonen vorhanden sind. Die 
kommunalen Leitbilder könnten somit eine 
solide Basis für eine eventuelle Änderung der 
Bauzonen bieten.  

Abstimmung von Siedlung und 
Verkehr 

Wie stark sich eine bessere Koordination zwischen 
der Siedlungsentwicklung und dem Verkehr auf 
die Energieverbrauchsbilanz auswirken würde 
bleibt offen. Es ist zwar ein erhebliches 
Einsparungspotential da, aber wie wir gesehen 
haben, spielen auch noch viele soziale und 
wirtschaftliche Faktoren mit eine Rolle für das 
heutige Mobilitätsverhalten und dem daraus 
resultierenden Verkehrsaufkommen. Es bleibt 
also fraglich, ob durch eine bessere Abstimmung, 
das Verhalten sich tatsächlich ändern würde. 

Viele Pionierprojekte, wie die autofreien 
Siedlungen, scheinen zu suggerieren, dass es 
tatsächlich funktionieren könnte. Man darf aber 
auch nicht ausser Acht lassen, dass solche 
Projekte auf rein freiwilliger Basis aufgebaut sind 
und die Bewohner eine bewusste Entscheidung 
für einen solchen Lebensstil getroffen haben.  

Nutzungsmischung 

Ein letzter wichtiger Ansatzpunkt für die 
Raumplanung bildet die Nutzungsmischung. 
Auch hier ist man abermals mit der Frage nach 
dem Erfolg eines solchen Konzeptes konfrontiert. 
Für eine autoarme oder freie Siedlung, ist die 
Nutzungsmischung natürlich von zentraler 
Bedeutung. Ist man hingegen in einem Gebiet 
mit guten Bedingungen für den MIV, wäre eine 
Nutzungsmischung eventuell gar nicht 
erfolgreich, denn es genügt nicht allein die 
Dienstleistungen nah am Wohnort zu haben. 
Oftmals ist auch das Angebot ausschlaggebend 
und wenn dieses nicht den Ansprüchen gerecht 
wird, so nutzt man lieber ein weiter entferntes 
Angebot, das den Ansprüchen genügt, gerade 
wenn dies einfach zu erreichen ist. Ein weiteres 
wichtiges Problem ist die Tatsache, dass man 
nicht überall eine Nutzungsmischung einführen 
kann, da dies zu viel Gewerbefläche produzieren 
würde. Auch ist eine Nutzungsmischung 
manchmal gar nicht erwünscht, da der Wunsch 
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in einem ruhigen Gebiet zu wohnen durch das 
angesiedelte Gewerbe und Dienstleistungen 
gefährdet wird. Für die Umsetzung der 2000-
Watt-Gesellschaft ist eine Nutzungsmischung 
allerdings ein zentraler Faktor, da hiermit ein 
Grossteil des Energieverbrauchs im Bereich 
Mobilität reduziert werden kann. Für eine 
grössere Überbauung, wie die in Eschenbüel, ist 
es sinnvoll eine Nutzungsmischung 
einzuführen, allein schon aufgrund der grossen 
Einwohnerzahlen. Eine mögliche Überlegung in 
der Raumplanung könnte also in die Richtung 
gehen, ab einer gewissen Einwohnerzahl eine 
Nutzungsmischung einzuführen. Dies sollte 
nicht dazu führen, dass über höhere 
Wohnungsgrössen geringere Einwohnerzahlen 
erreicht werden. 

Wohnflächenmanagement, 
Belegungsgrade und maximale 
Beheizungsfläche pro Wohneinheit 

Wie eindeutig ersichtlich wurde, sind die 
Wohnraumbegrenzung oder noch das Erreichen 
von Skaleneffekten durch Wohnraumteilung 
unter den wirksamsten Möglichkeiten, um 
wirkliche Einsparungen zu machen.  
Realistischerweise ist dies aber mit den 
vorhandenen raumplanerischen Mitteln nur 
schwer zu steuern. Solche Massnahmen können 
momentan höchstens Arealspezifisch 

durchgeführt werden. Aufgrund ihrer Effektivität 
müssen sie jedoch anderweitig weiterbedacht 
werden. 

Dies ist ein Punkt in dem vor allem für 
Architekten viel Spielraum vorhanden wäre. 
Allerdings auch nur gesetzt dem Fall, so eine 
Wohnform liesse sich überhaupt verkaufen, was 
fraglich bleibt. 

Wirkung der Siedlungsplanung 

Die Hypothese, dass eine bessere 
Siedlungsplanung eine gute Siedlungsstruktur, 
einen haushälterischen Umgang mit dem Boden 
und eine grössere Energieeffizienz, sowie einen 
reduzierten Mobilitätsbedarf begünstigen 
würde, wurde zumindest theoretisch bestätigt. 
Ob sich dies auch praktisch umsetzen liesse, 
bleibt noch offen.  
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7. Schlussfolgerungen und Ausblick 

Wie im Laufe dieser Arbeit ersichtlich wurde, 
erfordert die Umsetzung der 2000-Watt-
Gesellschaft weitaus mehr als sogenannt 
energieeffizientes Bauen. Da das Konzept auf 
einer individuellen Ebene basiert, kann 
letztendlich nur ein starker soziokultureller 
Wandel  die volle Umsetzung dessen 
ermöglichen und dieser ist momentan nicht in 
Sicht. Auch wenn der politische und sogar 
populäre Wille vorhanden ist, so schient es, dass 
die vollen Ausmasse der nötigen Veränderung in 
der breiten Bevölkerung nicht wahrgenommen 
werden. Die Popularität des Konzepts entspringt 
vielmehr aus der steigenden Erkenntnis, dass 
Emissionen ein Problem für die Zukunft 
darstellen und dass diese Emissionen direkt mit 
dem Energieverbrauch zusammenhängen. 
Daher sollte man sich ernsthaft fragen, ob nicht 
die Zielsetzung überdacht werden sollte, mit 
dem Fokus allein auf einer Reduktion der 
Emissionen. Sicherlich spielt der eigentliche 
Energieverbrauch keine so grosse Rolle mehr, 
gesetzt dem Falle, man könnte den gesamten 
Energiebedarf durch emissionsfreie 

Energiequellen abdecken. Natürlich ist dies zum 
heutigen Zeitpunkt noch nicht der Fall, und es 
lässt sich nur schwer abschätzen, was für 
technologische Fortschritte in den nächsten 
Jahren zu erwarten sind. 

Aufgrund dessen, kann man vielleicht sagen, 
dass das Zeil der 2000-Watt-Gesellschaft 
momentan einen wichtigen Anstoss gibt, um 
über Emissionen nachzudenken und zu 
debattieren und auch um Schritte in eine 
sogenannt nachhaltigere Zukunft zu machen. 
Jedoch ist es wichtig dabei kritisch zu bleiben 
und wie aus der Literatur ersichtlich wurde, wird 
das Ziel der 2000-Watt-Gesellschaft oft 
verwechselt mit einer reinen Emissionsreduktion, 
was definitiv nicht das alleinige Ziel ist. Daher 
sollte man dieses Ziel langfristig unbedingt 
überdenken, da es mit unserem heutigen 
Lebensstil eindeutig nicht zu vereinen ist und 
seine Umsetzung einen Schritt in die 
Vergangenheit erfordern würde, was die 
Lebensbedingungen angeht. Realistisch 
betrachtet ist dies weder gesellschaftlich, noch 
politisch erstrebenswert. Der Eingriff in alle 

Lebensbereiche inklusive dem Konsum und der 
Ernährung, wäre in der Umsetzung wohl nur 
sehr schwer, oder gar nicht möglich und würde 
zu sehr in die Entscheidungsfreiheit des 
Einzelnen eingreifen.  

Nichtsdestotrotz sollte man auch aus diesem 
Konzept Denkanstösse mitnehmen. Die 
Raumplanung kann dies tun, in dem sie sich 
stärker mit der Frage nach der geeigneten 
Siedlungsstruktur auseinandersetzt. Wie in der 
Arbeit ersichtlich wurde, besteht im Falle von der 
Bemühung nach energieeffizenten Strukturen 
oftmals ein Konflikt mit dem Versuch neue 
Strukturen angemessen in ein bestehendes 
Umfeld einzubinden. In vielen Fällen ist es jedoch 
nur eine Frage der Zeit, bis sich ein Topos in eine 
Typologie wandelt und somit auch an Akzeptanz 
gewinnt. Jedoch steht die Raumplanung auch in 
erster Linie vor der Aufgabe für die Bevölkerung 
zu planen, so gesehen den ‚Endverbraucher’. 
Daher müssen alle Veränderungen auch mit 
guter Begründung und Einwilligung 
verschiedener Parteien geschehen. Nebenbei ist 
auch die aktuelle politische Debatte immer von 
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grosser Bedeutung für die Arbeitsfelder der 
Raumplanung.  

Im Bezug auf die 2000-Watt-Gesellschaft lässt sich 
somit sagen, dass im Rahmen dieser Zielsetzung 
noch viel mehr über die realistische Bedeutung 
gesprochen werden muss und das auch noch 
mehr Untersuchungsbedarf besteht. Zum 
Beispiel wäre es dringend nötig, rechnerisch eine 
volle Darstellung eines solchen ‚Lebensstils’ zu 
erstellen, um einen wirklichen Bezug zum Alltag 
erhalten zu können. Zum einen die Frage nach 
den Wohnformen, aber auch Fragen wie: „Wie 
würde mein Arbeitsalltag/ meine Freizeit 
aussehen?“. Auch ohne Berechnung lässt sich 
jedoch sagen, dass mit der heutigen Technik der 
zunehmend globale Lebensstil, der besonders 
unter jungen Leuten auch vermehrt angestrebt 
wird, auf keinen Fall machbar wäre.  

Für die Schweiz im allgemeinen kann man 
festhalten, dass bis jetzt ein sehr grosszügiger 
Umgang mit dem verfügbaren Land gepflegt 
wurde, was im Grunde genommen der 
Hauptzielsetzung der Raumplanung auf 
nationaler Ebene; einem „haushälterischen 
Umgang mit dem Boden“ widerspricht. 
Momentan jedoch scheint die Debatte um das 
adäquate Mass an Bodennutzung wieder sehr 
stark zuzunehmen, was jüngst vor allem mit der 
Landschaftsinitiative auch im Volk deutlich wird. 

Zudem ist auch das Thema der Verdichtung von 
zunehmender Bedeutung, nahezu überall wird 
diese nun als erstrebenswert erachtet.  

Im Bezug auf den Energieverbrauch, sind dies 
beides sicherlich wertvolle Debatten, die auch 
weiter verfolgt werden sollten; man sollte sich 
jedoch wo möglich vor einer Pauschallösung 
hüten. Wie im Kapitel ‚Nutzung und Verhalten’ 
beschrieben wurde, ist das dichte, städtische 
Leben nicht unbedingt die einzige adäquate 
Lösung, für eine Gesellschaft mit geringer 
Energieverbrauchsbilanz. Gerade im ländlichen 
Raum würde es sich anbieten, von diesem Ansatz 
abzukommen. Wie man allerdings auch gesehen 
hat, hängt auch dies wiederum sehr stark von 
der Nutzungsweise ab. Somit wäre es von Nöten, 
sich für einen bestimmten Lebensstil zu 
entscheiden. Einen mehr dem autarken, 
ländlichen oder einem urbanen auf sehr 
kompaktem und engem Raum. In beiden Fällen 
mit hoher Standortgebundenheit.  

Somit erfolgt der finale Ausblick eher moderat. 
Wie die Arbeit gezeigt hat, sind es im Bereich der 
Raumplanung eher kleine Dinge, die in Richtung 
der Zielsetzung der 2000-Watt-Gesellschaft getan 
werden können. Wirklich wirksame Massnahmen 
hingegen müssten auf anderen Ebenen 
umgesetzt werden. Nichtsdestotrotz wurde 
deutlich, dass ein Hauptaspekt der 2000-Watt-

Gesellschaft die Umsetzung in allen Bereichen ist, 
da die erforderliche Reduktion so gross ist, dass 
nur eine gesamthafte Betrachtung eine solche 
Zielsetzung je ermöglichen wird.  

In diesem Sinne muss sich die Raumplanung vor 
allem auf Typologien konzentrieren und 
besonders im kommunalen Bereich muss eine 
Überarbeitung der kommunalen 
Bauverordnungen in Betracht gezogen werden, 
um eine dichtere Bebauung und optimale 
Verhältnisse zu ermöglichen. Dies ist auch im 
Interesse des haushälterischen Umgangs mit 
dem Boden. Ebenfalls ist vermehrt über 
geschlossene Bauweisen nachzudenken. 
Eindeutigerweise muss man sagen, dass die 
hierzulande immer noch sehr übliche 
Einfamilienhausstruktur energetisch gesehen 
die grössten Nachteile bringt. Sowohl 
gebäudetechnisch, als auch in vielen Fällen was 
die Erschliessung anbelangt. Innerhalb eines 
Planungsgebiets sind sie jedoch in 
geschlossener Bauweise immer noch eine gut 
machbare Option und da diese Hausform immer 
noch sehr gefragt ist, sollten Architekten und 
Planer dies nicht ausser Acht lassen. In 
innerstädtischen Bereichen sind Hochhäuser von 
zunehmender Bedeutung, dies spiegelt sich 
auch bereits in der Raumplanung wieder; viele 
Städte haben bereits ein Leitbild für Hochhäuser 
erstellt, unter anderem auch die Stadt Zürich 
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(Stadt Zürich, 2001).  Aufgrund dessen, dass 
Hochhäuser in Schweizer Städten immer noch 
relativ selten sind und somit mehr als Topos 
fungieren, sind sie auch als Wohnform noch 
nicht besonders bekannt und beliebt. Oftmals 
werden moderne Hochhausprojekte in der 
Schweiz eher als Prestigeprojekte geplant und 
vermarktet, was die weitläufige Verbreitung noch 
weitgehend verhindert.  

Wie bereits oben erwähnt, ist es schwierig zu 
sehen, wie sich die Zukunft wohl entwickeln 
könnte, aber es ist definitiv nötig eine Debatte 
darüber zu führen und verschiedene Szenarien 
zu verfolgen. Das Konzept der 2000-Watt-

Gesellschaft leistet in dieser Debatte sicherlich 
einen sehr wichtigen Beitrag, sowohl im 
fachlichen, als auch im populären Bereich, auch 
wenn es vielleicht nötig ist, die Zielsetzung als 
Legislaturziel genauer zu überdenken. Sollte 
man sich in Zukunft vermehrt mit der 
Emissionsproblematik auseinandersetzen, 
anstatt des Energieverbrauchs, müssen auch die 
sektoralen Unterteilungen überdacht werden, da 
der Emissionsausstoss nicht mit dem 
Energieverbrauch gleichzusetzen ist. Besonders 
da gewisse Gase, wie beispielsweise Methan, ein 
viel höheres Treibhauspotential aufweisen, als 
Kohlenstoffdioxid.  

Die Hauptaufgabe der Raumplanung in der 
Zukunft wird wohl auch unabhängig von der 
Zielsetzung der 2000-Watt-Gesellschaft darin 
bestehen, einen besseren Umgang mit den 
schlecht angebunden und verkehrsintensiven 
Quartieren zu finden. Für eine Umsetzung der 
2000-Watt-Gesellschaft auf raumplanerischer 
Ebene bedürfte es in erster Linie sehr grossen 
nutzungsplanerischen Änderungen und 
obwohl man diese schon lange anspricht, sind 
sie nur schwer zu verwirklichen, aufgrund von 
rechtlichen und politischen Barrieren. Somit muss 
die Zielsetzung auch aus raumplanerischer Sicht 
in Frage gestellt werden. 
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8. Anhang 

Anhang 1: Berechnung Oberflächen-Volumen Verhältnis 

Projekt 
(Referenznummer) 

Gebäudetyp Oberfläche (A) m2 Volumen (V) m3 A/V-Verhältnis m2/m3 

Amman Albers et al. 
(1) 

Einfamilienhausblock (6,5m•10m)•4 
(d.h. 26m•10m); 2-Geschossig* 

A= 952 m2 V= 1560 m3 A/V= ~0.61 m2/m3 

“ (2) Wohnblock (26m•10m); 2-
Geschossig 

A= 952 m2 V= 1560 m3 A/V= ~0.61 m2/m3 

“ (3) Wohnblock (26m•14m); 4-
Geschossig 

A= 1208 m2 V= 2184 m3 A/V= ~0.55 m2/m3 

“ (4) Wohnblock (14m•14m); 3-
Geschossig 

A= 896 m2 V= 1764 m3 A/V= ~0.51 m2/m3 

“ (5) “Villa auf der Etage” (14m•14m); 4-
Geschossig 

A= 1064 m2 V= 2352 m3 A/V= ~0.45 m2/m3 

“(6) „Passiv-Doppelhäuser“ (20m • 8m); 
2-Geschossig 

A= 656 m2 V= 960m3 A/V= ~ 0,68 m2/m3 

“(7) Wohnblock (20m•12m); 3-
Geschossig 

A= 1056 m2 V= 2160 m3 A/V= ~ 0,49 m2/m3 

“(8) Wohnblock (48m•12m); 2-
Geschossig 

A= 1872 m2 V= 3456 m3 A/V= ~ 0,54 m2/m3 

“(9) Wohnblock (30m•12m); 2-
Geschossig 

A= 1224 m2 V= 2160 m3 A/V= ~ 0,56 m2/m3 

Ernst Basler + Partner 
et al. (1) 

Wohnblock (70m•12m); 3-
Geschossig 

A= 3156 m2 V= 7560 m3 A/V= ~0.42 m2/m3 
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“ (2) Lärmschutzbebauung Süd –west 
orientiert (95m•8m); 5-Geschossig 

A= 4610 m2 V= 11’400 m3 A/V= ~0,40 m2/m3 

“ (3) Wohnblock (34m•12m); 3-
Geschossig 

A= 1644 m2 V= 3672 m3 A/V= ~ 0,45 m2/m3A 

*Es wird von einer durchschnittlichen Geschosshöhe von 3m ausgegangen. 
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Referenzbild 1: Projektreferenznummer nach Gebäudetyp (Amman Albers et al.) 

Referenzbild 2. Projektreferenznummer nach Gebäudetyp (Ernst Basler + Partner et 
al.) 
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Anhang 2: Berechnung Oberflächen-Volumen Verhältnis Normiert auf 3 Geschosse 

Projekt 
(Referenznummer) 

Gebäudetyp (im 
Original) 

Gebäudetyp (neu normiert 
auf 3 Geschosse (9m Höhe) 

Oberfläche (A) m2 Volumen (V) m3 A/V-Verhältnis m2/m3 

Amman Albers et al. 
(1) 

Einfamilienhausblock 
(6,5m•10m)•4 (d.h. 
26m•10m); 2-Geschossig* 

Einfamilienhausblock 
(6,5m•10m)•4 (d.h. 
26m•10m); 3-Geschossig* 

A= 1168 m2 V= 2340 m3 A/V= ~0.50 m2/m3 

“ (2) Wohnblock (26m•10m); 2-
Geschossig 

Wohnblock (26m•10m); 3-
Geschossig (gleich wie oben) 

A= 1168 m2 V= 2340 m3 A/V= ~0.50 m2/m3 

“ (3) Wohnblock (26m•14m); 4-
Geschossig 

Wohnblock (26m•14m); 3-
Geschossig 

A= 1448 m2 V= 3276 m3 A/V= ~0.44 m2/m3 

“ (4) Wohnblock (14m•14m); 3-
Geschossig 

Wohnblock (14m•14m); 3-
Geschossig 

A= 896 m2 V= 1764 m3 A/V= ~0.51 m2/m3 

“ (5) “Villa auf der Etage” 
(14m•14m); 4-Geschossig 

“Villa auf der Etage” 
(14m•14m); 3-Geschossig 

A= 896 m2 V= 1764 m3 A/V= ~0.51 m2/m3 

“(6) „Passiv-Doppelhäuser“ 
(20m • 8m); 2-Geschossig 

„Passiv-Doppelhäuser“ (20m • 
8m); 3-Geschossig 

A= 824 m2 V= 1440m3 A/V= ~ 0,57 m2/m3 

“(7) Wohnblock (20m•12m); 3-
Geschossig 

Wohnblock (20m•12m); 3-
Geschossig 

A= 1056 m2 V= 2160 m3 A/V= ~ 0,49 m2/m3 

“(8) Wohnblock (48m•12m); 2-
Geschossig 

Wohnblock (48m•12m); 3-
Geschossig 

A= 2232m2 V= 5184 m3 A/V= ~ 0,43 m2/m3 

“(9) Wohnblock (30m•12m); 2-
Geschossig 

Wohnblock (30m•12m); 3-
Geschossig 

A= 1476m2 V= 3240m3 A/V= ~ 0,45 m2/m3 

Ernst Basler + 
Partner et al. (1) 

Wohnblock (70m•12m); 3-
Geschossig 

Wohnblock (70m•12m); 3-
Geschossig 

A= 3156 m2 V= 7560 m3 A/V= ~0.42 m2/m3 

“ (2) Lärmschutzbebauung Süd 
–west orientiert 
(95m•8m); 5-Geschossig 

Lärmschutzbebauung Süd –
west orientiert (95m•8m); 3-
Geschossig 

A= 3374 m2 V=  6840 m3 A/V= ~ 0,49 m2/m3 

“ (3) Wohnblock (34m•12m); 3-
Geschossig 

Wohnblock (34m•12m); 3-
Geschossig 

A= 1644 m2 V= 3672 m3 A/V= ~ 0,45 m2/m3A 

*Es wird von einer durchschnittlichen Geschosshöhe von 3m ausgegangen.
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Anhang 3: Geschosshöhenerweiterung im Vergleich mit Grundflächenerweiterung 

Erweiterung der Geschosshöhe: Erweiterung der Grundfläche: Erweiterung der Grundfläche: 

Ausgangslage: 
Wohnblock (26•14m); 3-Geschossig (9m Höhe): 

Oberfläche: A= 1448 m2 

Volumen: V= 3276 m3 

A/V Verhältnis: A/V= ~0.44 m2/m3 
Anbau (1 Geschosshöhe=3m): 

Oberfläche: A= 1688 m2 
Volumen: V= 4368 m3 

A/V= ~0.39 m2/m3 

Anbau (3 m Breite): 
Oberfläche: A= 1658 m2 

Volumen: V= 3978 m3 

A/V= ~0.42 m2/m3 

Anbau (3m Länge): 
Oberfläche: A= 1586 m2 

Volumen: V= 3654 m3 

A/V= ~0.43 m2/m3 

12m 

14m 

26m 

9m 

26m 

17m 

26m 

9m 
14m 

29m 

9m 
14m 
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Anbau (2 Geschosshöhen=6m): 
Oberfläche: A= 1928 m2 

Volumen: V= 5460 m3 
A/V= ~0.35 m2/m3 

Anbau (6 m Breite): 
Oberfläche: A= 1868 m2 

Volumen: V= 4680 m3 

A/V= ~0.40 m2/m3 

Anbau (6m Länge): 
Oberfläche: A= 1724 m2 

Volumen: V= 4032 m3 

A/V= ~0.43 m2/m3 

 

15m 

14m 

26m 

9m 

26m 

20m 

32m 

9m 
14m 
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Anhang 4: Heizwärmebedarf nach Belegungsgraden 

Annahmen zu den E-Kennzahlen (Baujahr vor 1975): 

Einfamilienhaus freistehend: .........................................................................140 kWh/m2a 

Reiheneinfamilienhaus:.....................................................................................120 kWh/m2a 

Mehrfamilienhaus: ...............................................................................................100 kWh/m2a 

------------------------------------------------------------------------------------------ 

Heutige gesetzliche Mindestvorschrift: ...........................................................48 kWh/m2a 
Minergie-Vorgabe: ...................................................................................................38 kWh/m2a 
Minergie-P: ..................................................................................................................30 kWh/m2a 

Einfamilienhaus freistehend: 1 Zimmer (Z): 140 • 50 m2 = 7’000 kWh/a 
2 Z: 140 • 75 m2 = 10’5000 kWh/a 
3 Z: 140 • 90 m2 = 12’600 kWh/a 
4 Z: 140 • 100 m2 = 14’000 kWh/a 

kWh/a pro Kopf:* 
1Z: 7’000 kWh/a 
2 Z: 10’500 kWh/a 
3 Z: 6’300 kWh/a 
4 Z: ca. 4’650 kWh/a 

Reiheneinfamilienhaus: 1 Z: 120 • 50 m2 = 6’000 kWh/a 
2 Z: 120 • 75 m2 = 9’000 kWh/a 
3 Z: 120 • 90 m2 = 10’800 kWh/a 
4 Z: 120 • 100 m2 = 12’000 kWh/a 

kWh/a pro Kopf: 
1Z: 6’000 kWh/a 
2 Z: 9’00 kWh/a 
3 Z: 5’400 kWh/a 
4 Z:  4’000 kWh/a 

Mehrfamilienhaus: 1 Z: 100 • 50 m2 = 5’000 kWh/a 
2 Z: 100 • 75 m2 = 7’500 kWh/a 
3 Z: 100 • 90 m2 = 9’000 kWh/a 
4 Z: 100 • 100 m2 = 10’000 kWh/a 

kWh/a pro Kopf: 
1Z: 5’000 kWh/a 
2 Z: 7’500 kWh/a 
3 Z: 4’500 kWh/a 
4 Z:  ca. 3’340 kWh/a 

* Bei 1 und 2 Zimmern wird von einer Belegung von 1 Person ausgegangen, bei 3 und 4 Zimmern von 2 respektive 3 Personen. 
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